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berücksichtigt dabei die individuellen Voraus-
setzungen der Schülerinnen und Schüler. Sie för-
dert die Entfaltung der Person, die Selbstständig-
keit ihrer Entscheidungen und Handlungen und das 
Ver-antwortungsbewusstsein für das Gemeinwohl, 
die Natur und die Umwelt. Schülerinnen und Schü-
ler werden befähigt, verantwortlich am sozialen, 
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, beruflichen, 
kulturellen und politischen Leben teilzunehmen 
und ihr eigenes Leben zu gestalten. Schülerinnen 
und Schüler werden in der Regel gemeinsam 
unterrichtet und erzogen (Koedukation).

(6)  Die Schülerinnen und Schüler sollen insbeson-
dere lernen

1. �selbstständig und eigenverantwortlich zu han-
deln,

2. �für sich und gemeinsam mit anderen zu lernen 
und Leistungen zu erbringen,

3. �die eigene Meinung zu vertreten und die Mei-
nung anderer zu achten,

4. �in religiösen und weltanschaulichen Fragen 
persönliche Entscheidungen zu treffen und Ver
ständnis und Toleranz gegenüber den Entschei
dungen anderer zu entwickeln,

5. �Menschen unterschiedlicher Herkunft vorurteils-
frei zu begegnen, die Werte der unterschied-
lichen Kulturen kennenzulernen und zu reflek-
tieren sowie für ein friedliches und diskriminie-
rungsfreies Zusammenleben einzustehen,

6. �die grundlegenden Normen des Grundgesetzes 
und der Landesverfassung zu verstehen und für 
die Demokratie einzutreten,

7. �die eigene Wahrnehmungs-, Empfindungs- und 
Ausdrucksfähigkeit sowie musisch-künstlerische 
Fähigkeiten zu entfalten,

8. �Freude an der Bewegung und am gemeinsamen 
Sport zu entwickeln, sich gesund zu ernähren 
und gesund zu leben,

9. �mit Medien verantwortungsbewusst und sicher 
umzugehen.

(7)  Die Schule wahrt Offenheit und Toleranz ge
genüber den unterschiedlichen religiösen, weltan-
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Schulgesetz Nordrhein-Westfalen
Auszug aus dem Gesetz vom 15. Februar 2005 am 6. Dezember 2016 

(Stand vom 13. Juli 2023)

Auftrag der Schule

§ 1  Recht auf Bildung, Erziehung  
und individuelle Förderung

(1)  Jeder junge Mensch hat ohne Rücksicht auf 
seine wirtschaftliche Lage und Herkunft und sein 
Geschlecht ein Recht auf schulische Bildung, Er
ziehung und individuelle Förderung. Dieses Recht 
wird nach Maßgabe dieses Gesetzes gewährleistet.

(2)  Die Fähigkeiten und Neigungen des jungen 
Menschen sowie der Wille der Eltern bestimmen  
seinen Bildungsweg. Der Zugang zur schulischen 
Bildung steht jeder Schülerin und jedem Schüler 
nach Lernbereitschaft und Leistungsfähigkeit offen.

§ 2  Bildungs- und Erziehungsauftrag  
der Schule

(1) Die Schule unterrichtet und erzieht junge Men-
schen auf der Grundlage des Grundgesetzes und der 
Landesverfassung. Sie verwirklicht die in Artikel 7 
der Landesverfassung bestimmten allgemeinen Bil-
dungs- und Erziehungsziele.

(2)  Ehrfurcht vor Gott, Achtung vor der Würde des 
Menschen und Bereitschaft zum sozialen Handeln 
zu wecken, ist vornehmstes Ziel der Erziehung. Die 
Jugend soll erzogen werden im Geist der Mensch-
lichkeit, der Demokratie und der Freiheit, zur Duld-
samkeit und zur Achtung vor der Überzeugung des 
anderen, zur Verantwortung für Tiere und die Erhal-
tung der natürlichen Lebensgrundlagen, in Liebe zu 
Volk und Heimat, zur Völkergemeinschaft und zur 
Friedensgesinnung.

(3)  Die Schule achtet das Erziehungsrecht der 
Eltern. Schule und Eltern wirken bei der Verwirk
lichung der Bildungs- und Erziehungsziele partner-
schaftlich zusammen.

(4)  Die Schule vermittelt die zur Erfüllung ihres 
Bildungs- und Erziehungsauftrags erforderlichen  
Kenntnisse, Fähigkeiten und Werthaltungen und  
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(2)  Die Primarstufe besteht aus der Grundschule.

(3)  Die Sekundarstufe I umfasst die Hauptschule, 
die Realschule und die Gesamtschule bis Klasse 10, 
das Gymnasium bis Klasse 9, in der Aufbauform bis 
Klasse 10.

(4)  Die Sekundarstufe II umfasst das Berufskolleg, 
das Berufskolleg als Förderschule und die gymna
siale Oberstufe des Gymnasiums und der Gesamt-
schule.

(5)  Das Gymnasium und die Gesamtschule werden 
in der Regel als Schulen der Sekundarstufen I und II  
geführt.

§ 12  Sekundarstufe I

(1)  Die Schulformen der Sekundarstufe I bauen auf 
die Grundschule auf. Im Rahmen des besonderen 
Bildungs- und Erziehungsauftrags der Schulformen 
haben sie die Aufgabe, den Schülerinnen und  
Schülern eine gemeinsame Grundbildung zu vermit-
teln und sie zu befähigen, eine Berufsausbildung 
aufzunehmen oder in vollzeitschulische allgemein 
bildende oder berufliche Bildungsgänge der Sekun
darstufe II einzutreten.

(2)  Die Bildungsgänge der Sekundarstufe I enden 
mit Abschlüssen. Abschlüsse sind

1. �der Hauptschulabschluss und ein ihm gleich-
wertiger Abschluss,

2. �der Hauptschulabschluss nach Klasse 10 und 
ein ihm gleichwertiger Abschluss,

3. �der mittlere Schulabschluss (Fachoberschul-
reife), der mit der Berechtigung zum Besuch der 
gymnasialen Oberstufe verbunden sein kann.

Abweichend von Satz 1 werden im Gymnasium 
nach der Einführungsphase vergeben:

1. �der mittlere Schulabschluss (Fachoberschulreife)
2. �ein dem Hauptschulabschluss nach Klasse 10 

gleichwertiger Abschluss.

(3)  Der Hauptschulabschluss nach Klasse 10 und der 
mittlere Schulabschluss (Fachoberschulreife) werden 
an der Hauptschule, der Realschule, der Sekundar-
schule und der Gesamtschule in einem Abschluss-
verfahren erworben, das sich aus den schulischen 
Leistungen in der zehnten Klasse und einer Prüfung 
zusammensetzt. Für die schriftliche Prüfung werden 
landeseinheitliche Aufgaben gestellt.

schaulichen und politischen Überzeugungen und 
Wertvorstellungen. Sie achtet den Grundsatz der 
Gleichberechtigung der Geschlechter und wirkt 
auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin. Sie 
vermeidet alles, was die Empfindung anders Den-
kender verletzen könnte. Schülerinnen und Schüler 
dürfen nicht einseitig beeinflusst werden.

(8)  Die Schule ist ein Raum religiöser und weltan-
schaulicher Freiheit. Sie ermöglicht und respektiert 
im Rahmen der freiheitlich demokratischen Grund-
ordnung unterschiedliche Auffassungen. Schulleite-
rinnen und Schulleiter und Lehrerinnen und Lehrer 
nehmen ihre Aufgaben unparteilich wahr.

(9)  Der Unterricht soll die Lernfreude der Schülerin
nen und Schüler erhalten und weiter fördern. Er soll 
die Schülerinnen und Schüler anregen und befähi
gen, Strategien und Methoden für ein lebenslan- 
ges nachhaltiges Lernen zu entwickeln. Drohendem 
Leistungsversagen und anderen Beeinträchtigungen 
von Schülerinnen und Schülern begegnet die Schule 
unter frühzeitiger Einbeziehung der Eltern mit vor-
beugenden Maßnahmen.

(10)  Die Schule fördert die Integration von Schüle- 
rinnen und Schülern, deren Muttersprache nicht 
Deutsch ist, durch Angebote zum Erwerb der deut-
schen Sprache. Dabei achtet und fördert sie die 
ethnische, kulturelle und sprachliche Identität (Mut-
tersprache) dieser Schülerinnen und Schüler. Sie  
sollen gemeinsam mit allen anderen Schülerinnen 
und Schülern unterrichtet und zu den gleichen Ab- 
schlüssen geführt werden.

(11)  Besonders begabte Schülerinnen und Schüler 
werden durch Beratung und ergänzende Bildungs-
angebote in ihrer Entwicklung gefördert.	

Innere Organisation der Schule

§ 10  Schulstufen, Schulformen,  
besondere Einrichtungen

(1)  Das Schulwesen ist nach Schulstufen aufgebaut 
und in Schulformen gegliedert. Schulstufen sind die 
Primarstufe, die Sekundarstufe I und die Sekundar-
stufe II. Die Bildungsgänge sind so aufeinander ab
zustimmen, dass für die Schülerinnen und Schüler 
der Wechsel auf eine begabungsgerechte Schulform 
möglich ist (Durchlässigkeit).

www.aufgabenbuch.de
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§ 13  Erprobungsstufe

(1)  In der Hauptschule, der Realschule und im 
Gymnasium werden jeweils die Klassen 5 und 6 als 
Erprobungsstufe geführt.

(2)  Die Erprobungsstufe dient der Erprobung, För-
derung und Beobachtung der Schülerinnen und 
Schüler, um in Zusammenarbeit mit den Eltern die 
Entscheidung über die Eignung der Schülerinnen 
und Schüler für die gewählte Schulform sicherer zu 
machen.

(3)  Am Ende der Erprobungsstufe entscheidet die 
Klassenkonferenz, ob die Schülerin oder der Schü-
ler den Bildungsgang in der gewählten Schulform 
fortsetzen kann. Nach jedem Schulhalbjahr in der 
Erprobungsstufe befindet sie außerdem darüber, 
ob sie den Eltern leistungsstarker Schülerinnen und 
Schüler der Hauptschule einen Wechsel ihres Kindes 
zur Realschule oder zum Gymnasium und den Eltern 
leistungsstarker Schülerinnen und Schüler der Real-
schule einen Wechsel ihres Kindes zum Gymnasium 
empfiehlt.

§ 15  Realschule

(1)  Die Realschule vermittelt ihren Schülerinnen 
und Schülern eine erweiterte allgemeine Bildung, 
die sie entsprechend ihren Leistungen und Nei-
gungen durch Schwerpunktbildung befähigt, nach 
Maßgabe der Abschlüsse ihren Bildungsweg in be- 
rufs- und studienqualifizierenden Bildungsgängen 
fortzusetzen.

(2)  Die Realschule umfasst die Klassen 5 bis 10, in 
der Aufbauform die Klassen 7 bis 10.

(3)  Der Unterricht wird im Klassenverband und 
in Kursen als Wahlpflichtunterricht erteilt. Andere 
Unterrichtsformen können für begrenzte Zeit an 
die Stelle des Unterrichts im Klassenverband und  
in Kursen treten.

(4)  An der Realschule wird der mittlere Schulab-
schluss (Fachoberschulreife) vergeben. Mit diesem 
Abschluss wird nach Maßgabe der Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung die Berechtigung zum Besuch 
der gymnasialen Oberstufe erteilt. Außerdem wer-
den an der Realschule ein dem Hauptschulabschluss 
und ein dem Hauptschulabschluss nach Klasse 10 
gleichwertiger Abschluss vergeben.

§ 17a  Sekundarschule

(1)  In der Sekundarschule können alle Abschlüsse 
der Sekundarstufe I mit oder ohne Zuordnung zu 
unterschiedlichen Schulformen erreicht werden. Sie 
bereitet die Schülerinnen und Schüler darauf vor, 
ihren Bildungsweg in der gymnasialen Oberstufe, 
an  einem Berufskolleg oder in der Berufsausbildung 
fortzusetzen.

(2)  Die Sekundarschule umfasst die Klassen 5 bis 
10. Sie gewährleistet in allen Organisationsformen 
auch gymnasiale Standards und stellt die Möglich-
keit zum Erwerb der allgemeinen Hochschulreife 
über mindestens eine verbindliche Kooperation mit 
einem Gymnasium, einer Gesamtschule oder einem 
Berufskolleg sicher.

(3)  Der Unterricht wird im Klassenverband und in 
Kursen erteilt. Andere Unterrichtsformen können für 
begrenzte Zeit an die Stelle des Unterrichts im Klas-
senverband und in Kursen treten. In den Klassenstu-
fen 5 und 6 findet der Unterricht in integrierter und 
binnendifferenzierender Form statt. Ab der Klasse 7 
kann der Unterricht integriert, teilintegriert oder in 
mindestens zwei getrennten Bildungsgängen (ko- 
operativ) erteilt werden. Bei Einrichtung von zwei 
Bildungsgängen werden diese auf der Grundlage 
unterschiedlicher Anforderungsebenen gebildet. Die 
Grundebene orientiert sich an den Anforderungen 
der Hauptschule und der Realschule, die Erwei-
terungsebene an denen der Realschule und des 
Gymnasiums. Bei teilintegrierter oder kooperativer 
Unterrichtsorganisation kann der Unterricht teil-
weise in gemeinsamen Lerngruppen erteilt werden.

(4)  An der Sekundarschule werden der Hauptschul- 
abschluss, der Hauptschulabschluss nach Klasse 10 
und der mittlere Schulabschluss (Fachoberschul- 
reife) vergeben. Mit dem mittleren Schulabschluss 
wird nach Maßgabe der Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung die Berechtigung zum Besuch der Einfüh-
rungsphase der gymnasialen Oberstufe erteilt.

§ 18  Gymnasiale Oberstufe

(1)  Die gymnasiale Oberstufe gliedert sich in die 
einjährige Einführungsphase und die zweijährige 
Qualifikationsphase. Sie umfasst

1.  im Gymnasium die Jahrgangsstufen 10 bis 12 
2. � in der Gesamtschule die Jahrgangsstufen 11 bis 13

Schulgesetz Nordrhein-Westfalen
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§ 41  Verantwortung für die Einhaltung  
der Schulpflicht

(1)  Die Eltern melden ihr schulpflichtiges Kind bei 
der Schule an und ab. Sie sind dafür verantwortlich, 
dass es am Unterricht und an den sonstigen ver-
bindlichen Veranstaltungen der Schule regelmäßig 
teilnimmt, und statten es angemessen aus.

(2)  Bei Schülerinnen und Schülern im Bildungsgang 
der Berufsschule obliegt die Verantwortung für die 
regelmäßige Teilnahme auch der oder dem Ausbil-
denden oder der Arbeitgeberin oder dem Arbeitge-
ber (Mitverantwortlich für die Berufserziehung); sie 
zeigen der Berufsschule den Beginn und die Beendi-
gung des Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnisses an.

(3)  Lehrerinnen und Lehrer, Schulleiterinnen und 
Schulleiter sind verpflichtet, Schulpflichtige, die ihre 
Schulpflicht nicht erfüllen, zum regelmäßigen Schul- 
besuch anzuhalten und auf die Eltern sowie auf die für  
die Berufserziehung Mitverantwortlichen einzuwirken. 
(4)  Bleibt die pädagogische Einwirkung erfolglos, 
können die Schulpflichtigen auf Ersuchen der Schule 
oder der Schulaufsichtsbehörde von der für den 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt zustän-
digen Ordnungsbehörde der Schule zwangsweise 
gemäß §§66 bis 75 Verwaltungsvollstreckungs-
gesetz NRW zugeführt werden. Das Jugendamt ist 
über die beabsichtigte Maßnahme zu unterrichten. 
§ 126 bleibt unberührt.

(5)  Die Eltern können von der Schulaufsichts
behörde durch Zwangsmittel gemäß §§ 55 bis 65 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz NRW zur Erfüllung 
ihrer Pflichten gemäß Absatz 1 angehalten werden.

Schulverhältnis

§ 43  Teilnahme am Unterricht und an  
sonstigen Schulveranstaltungen

(1)  Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet, 
regelmäßig am Unterricht und an den sonstigen ver-
bindlichen Schulveranstaltungen teilzunehmen. Die 
Meldung zur Teilnahme an einer freiwilligen Unter-
richtsveranstaltung verpflichtet zur regelmäßigen 
Teilnahme mindestens für ein Schulhalbjahr.

(2)  Der Unterricht in der gymnasialen Oberstufe 
wird in einem Kurssystem erteilt, das nach Maß-
gabe der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
Kurse auf unterschiedlichen Anforderungsebenen 
in einem Pflichtbereich und in einem Wahlbereich 
umfasst.

(3)  In der Qualifikationsphase werden verbindliche 
und wählbare Unterrichtsfächer dem sprachlich- 
literarisch-künstlerischen, dem gesellschaftswissen-
schaftlichen und dem mathematisch-naturwissen-
schaftlich-technischen Aufgabenfeld zugeordnet. 
Durch den Unterricht in den drei Aufgabenfeldern 
sowie in den Fächern Religionslehre und Sport wird 
eine gemeinsame Grundbildung in angemessener 
Breite und eine individuelle vertiefte Bildung in 
Schwerpunktbereichen gewährleistet.

(4)  Die gymnasiale Oberstufe schließt mit der Abi-
turprüfung ab, mit der die allgemeine Hochschul-
reife verliehen wird. Für den schriftlichen Teil der 
Abiturprüfung werden landeseinheitliche Aufgaben 
gestellt. Die Gesamtqualifikation setzt sich aus den 
Leistungen in der Qualifikationsphase und in der 
Abiturprüfung zusammen. In der gymnasialen Ober-
stufe kann auch der schulische Teil der Fachhoch-
schulreife erworben werden. Der fachpraktische 
Teil der Fachhochschulreife wird nach Maßgabe der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung innerhalb von 
acht Jahren nach dem Verlassen der gymnasialen 
Oberstufe durch ein Praktikum oder eine Berufsaus
bildung erworben.

Schulpflicht

§ 37  Schulpflicht in der Primarstufe 
und in der Sekundarstufe I

(1)  Die Schulpflicht in der Primarstufe und der  
Sekundarstufe I (Vollzeitschulpflicht) dauert zehn 
Schuljahre, am Gymnasium neun Schuljahre. Sie wird 
durch den Besuch der Grundschule und einer wei-
terführenden allgemein bildenden Schule erfüllt. Sie 
endet vorher, wenn die Schülerin oder der Schüler 
einen der nach dem zehnten Vollzeitschuljahr vorge- 
sehenen Abschlüsse in weniger als zehn Schuljah- 
ren erreicht hat. Durchläuft eine Schülerin oder ein 
Schüler die Schuleingangsphase in drei Jahren (§ 11  
Abs. 2 Satz 4), wird das dritte Jahr nicht auf die  
Dauer der Schulpflicht angerechnet.

Schulgesetz Nordrhein-Westfalen
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die Mitarbeit von Eltern vorsehen. Gleiches gilt bei 
außerunterrichtlichen Schulveranstaltungen und An
geboten im Ganztagsbereich in allen Schulformen 
und Schulstufen.

(4)  Die Lehrerinnen und Lehrer beraten die Eltern 
außerhalb des Unterrichts.

(5)  Die Schule soll Eltern sowie Schülerinnen und 
Schüler in Fragen der Erziehung, der Schullaufbahn 
und des weiteren Bildungswegs beraten. Sie arbei-
tet hierbei insbesondere mit dem schulpsycholo-
gischen Dienst und der Berufsberatung zusammen.

§ 45  Meinungsfreiheit, Schülerzeitung,  
Schülergruppen

(1)  Die Schülerinnen und Schüler haben das Recht, 
in der Schule ihre Meinung in Wort, Schrift und Bild 
frei zu äußern. Sie können ihre Meinung auch im 
Unterricht im sachlichen Zusammenhang mit diesem 
frei äußern.

(2)  Das Recht auf freie Meinungsäußerung findet 
seine Schranken in den Vorschriften der allgemei-
nen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum 
Schutze der Jugend und in dem Recht der persön
lichen Ehre. Durch die Ausübung dieses Rechts dür-
fen der Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule, 
insbesondere die Durchführung des Unterrichts  
und anderer schulischer Veranstaltungen sowie die 
Rechte anderer nicht beeinträchtigt werden.

(3)  Die Schülerinnen und Schüler haben das Recht, 
Schülerzeitungen herauszugeben und auf dem 
Schulgrundstück zu verbreiten. Schülerzeitungen 
sind Zeitungen, die von Schülerinnen und Schülern 
mit einer oder mehreren Schulen für deren Schüler-
schaft herausgegeben werden. Sie unterliegen nicht 
der Verantwortung der Schule. Herausgabe und 
Vertrieb der Schülerzeitung bedürfen keiner Geneh-
migung. Eine Zensur findet nicht statt.

(4)  Die Schülerinnen und Schüler können sich in 
ihrer Schule in Schülergruppen zusammenschlie-
ßen. Dieses Recht kann von der Schulleitung ein-
geschränkt werden, soweit die Sicherung des Bil-
dungs- und Erziehungsauftrags der Schule es erfor-
dert. Die Schulkonferenz regelt Grundsätze über die 
Betätigung von Schülergruppen und die Benutzung 
schulischer Einrichtungen. Den Schülergruppen sol-
len Räume und sonstige schulische Einrichtungen 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden.

(2)  Ist eine Schülerin oder ein Schüler durch Krank-
heit oder aus anderen nicht vorhersehbaren Grün-
den verhindert, die Schule zu besuchen, so benach-
richtigen die Eltern unverzüglich die Schule und 
teilen schriftlich den Grund für das Schulversäumnis 
mit. Bei begründeten Zweifeln, ob Unterricht aus 
gesundheitlichen Gründen versäumt wird, kann die 
Schule von den Eltern ein ärztliches Attest verlangen 
und in besonderen Fällen ein schulärztliches oder 
amtsärztliches Gutachten einholen.

(4)  Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann Schü-
lerinnen und Schüler auf Antrag der Eltern aus wich-
tigem Grund bis zur Dauer eines Schuljahres vom 
Unterricht beurlauben oder von der Teilnahme an 
einzelnen Unterrichts- oder Schulveranstaltungen 
befreien. Längerfristige Beurlaubungen und Befrei-
ungen bedürfen der Zustimmung der Schulaufsichts-
behörde. Dauerhafte Beurlaubungen und Befrei-
ungen von schulpflichtigen Schülerinnen und Schü-
lern zur Förderung wissenschaftlicher, sportlicher 
oder künstlerischer Hochbegabungen setzen voraus, 
dass für andere geeignete Bildungsmaßnahmen 
gesorgt wird.

(5)  Alle Schülerinnen und Schüler sind während  
schulischer Veranstaltungen sowie auf den Wegen 
von und zu diesen im Rahmen der gesetzlichen 
Unfallversicherung nach dem SGB VII gegen Unfall 
versichert.

§ 44  Information und Beratung

(1)  Eltern sowie Schülerinnen und Schüler sind in 
allen grundsätzlichen und wichtigen Schulangele-
genheiten zu informieren und zu beraten.

(2)  Lehrerinnen und Lehrer informieren die Schü-
lerinnen und Schüler sowie deren Eltern über die 
individuelle Lern- und Leistungsentwicklung und 
beraten sie. Ihnen sind die Bewertungsmaßstäbe für 
die Notengebung und für Beurteilung zu erläutern. 
Auf Wunsch werden ihnen ihr Leistungsstand mitge-
teilt und einzelne Beurteilungen erläutert. Dies gilt 
auch für die Bewertung von Prüfungsleistungen.

(3)  Die Eltern können nach Absprache mit den 
Lehrerinnen und Lehrern an einzelnen Unterrichts-
stunden und an Schulveranstaltungen teilnehmen, 
die ihre Kinder besuchen. Im Rahmen ihrer Gesamt-
verantwortung können Lehrerinnen und Lehrer mit 
Zustimmung der Klassenpflegschaft und der Schul-
leitung in hierfür geeigneten Unterrichtsbereichen 
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2. �ein Abgangszeugnis, wenn eine Schule nach 
Erfüllung der Schulpflicht ohne Abschluss ver-
lassen wird,

3. �ein Überweisungszeugnis, wenn sie inner-
halb einer Schulstufe die Schule wechseln; 
auf Überweisungszeugnissen sind erworbene 
Abschlüsse und Berechtigungen zu vermerken.

(2)  Soweit in den Ausbildungs- und Prüfungsord-
nungen nichts anderes bestimmt ist, werden neben 
den Angaben zum Leistungsstand in Zeugnisse und 
in Bescheinigungen über die Schullaufbahn aufge-
nommen:

1. � die entschuldigten und unentschuldigten Fehl-
zeiten,

2. � Aussagen zum Arbeitsverhalten und zum So- 
zialverhalten,

3. � nach Entscheidung der Zeugnis- oder Verset-
zungskonferenz weitere Bemerkungen über 
besondere Leistungen und besonderen persön-
lichen Einsatz im außerunterrichtlichen Bereich.

(4)  Zeugnisse, die zerstört oder abhanden gekom-
men sind, können durch eine Bescheinigung der 
oberen Schulaufsichtsbehörde ersetzt werden, wenn 
bei der Schule keine oder nur noch unvollständige 
Zeugnisunterlagen vorhanden sind. Die Vorausset-
zungen für die Ausstellung der Bescheinigung sind 
von einer Person, die auf Grund ihrer dienstlichen 
Stellung von der Ablegung der Prüfung oder dem 
Erwerb des Befähigungsnachweises Kenntnis hat, 
durch Versicherung an Eides Statt vor der oberen 
Schulaufsichtsbehörde zu bestätigen. Die Vorausset-
zungen können auch durch Versicherung an Eides 
Statt vor der oberen Schulaufsichtsbehörde von zwei 
Personen bestätigt werden, die von der Ablegung 
der Prüfung oder dem Erwerb des Befähigungs- 
nachweises eigene Kenntnis haben.

§ 50  Versetzung, Förderangebote

(1)  Eine Schülerin oder ein Schüler wird nach Maß-
gabe der Ausbildungs- und Prüfungsordnung in 
der Regel am Ende des Schuljahres in die nächst-
höhere Klasse oder Jahrgangsstufe versetzt, wenn 
die Leistungsanforderungen der bisherigen Klasse 
oder Jahrgangsstufe erfüllt sind. Eine Vorversetzung 
ist möglich, wenn eine erfolgreiche Teilnahme am 
Unterricht der höheren Klasse oder Jahrgangsstufe 
zu erwarten ist. Die Ausbildungs- und Prüfungs
ordnung kann vorsehen, dass Übergänge in die 
nächsthöhere Klasse oder Jahrgangsstufe auch ohne 
Versetzung möglich sind.

Leistungsbewertung

§ 48  Grundsätze der Leistungsbewertung

(1)  Die Leistungsbewertung soll über den Stand des 
Lernprozesses der Schülerin oder des Schülers Auf-
schluss geben; sie soll auch Grundlage für die wei-
tere Förderung der Schülerin oder des Schülers sein. 
Die Leistungen werden durch Noten bewertet. Die 
Ausbildungs- und Prüfungsordnungen können vor-
sehen, dass schriftliche Aussagen an die Stelle von 
Noten treten oder diese ergänzen.

(2)  Die Leistungsbewertung bezieht sich auf die 
im Unterricht vermittelten Kenntnisse, Fähigkeiten 
und Fertigkeiten. Grundlage der Leistungsbewer-
tung sind alle von der Schülerin oder dem Schüler 
im Beurteilungsbereich „Schriftliche Arbeiten“ und 
im Beurteilungsbereich „Sonstige Leistungen im 
Unterricht“ erbrachten Leistungen. Beide Beurtei-
lungsbereiche werden bei der Leistungsbewertung 
angemessen berücksichtigt.

(4) Werden Leistungen aus Gründen, die von der 
Schülerin oder dem Schüler nicht zu vertreten sind, 
nicht erbracht, können nach Maßgabe der Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung Leistungsnachweise 
nachgeholt und kann der Leistungsstand durch die 
Prüfung festgestellt werden.

(5)  Verweigert eine Schülerin oder ein Schüler die 
Leistung, so wird dies wie eine ungenügende Leis
tung bewertet.

(6)  Neben oder an Stellen der Noten nach Absatz 
3 kann die Ausbildungs- und Prüfungsordnung ein 
Punktsystem vorsehen. Noten- und Punktsystem 
müssen sich wechselseitig umrechnen lassen.

§ 49  Zeugnisse, Bescheinigungen  
über die Schullaufbahn

(1)  Schülerinnen und Schüler erhalten am Ende des 
Schuljahres und in der Regel am Ende des Schul-
halbjahres oder des entsprechenden Ausbildungs- 
abschnittes ein Zeugnis über die erbrachten Leistun
gen oder eine Bescheinigung über die Schullauf-
bahn. Schülerinnen und Schüler, die die Schule ver- 
lassen, erhalten

1. �ein Abschlusszeugnis, wenn nach Erfüllung der 
Schulpflicht in der Sekundarstufe I oder II ein 
Abschluss erworben wurde,

Schulgesetz Nordrhein-Westfalen



8GESETZE · ERLASSE · VERORDNUNGEN 2024/2025 www.aufgabenbuch.de

lichen Schule und mit Zustimmung des für Schulen 
zuständigen Landtagsausschusses durch Rechtsver-
ordnung Ausbildungs- und Prüfungsordnungen, die 
insbesondere Regelungen enthalten über

1. �die Aufnahmevoraussetzungen und den  
Schulformwechsel,

2. �die Stundentafel,
3. �die Gliederung und die Dauer der Ausbildung,
4. �die Unterrichtsorganisation,
5. �die Unterrichtsfächer, die Lernbereiche,  

die Pflichtbedingungen, die Wahlmöglichkeiten,
6. �die Versetzung,
7. �die Leistungsnachweise bei Abschlüssen  

ohne Prüfung,
8. �den Zweck und die Gliederung der Prüfung,
9. �die Bildung und Zusammensetzung von  

Prüfungsausschüssen sowie die Teilnahme  
von Vertreterinnen und Vertretern des  
Schulträgers und der Eltern,

10. �die Zulassung zur Prüfung,
11. �den Ablauf und das Verfahren der Prüfung,
12. �die Prüfungsfächer, einschließlich Art, Zahl und 

Umfang der Prüfungsleistungen sowie die Be
freiung und Ersetzung von Prüfungsleistungen,

13. �den Rücktritt von der Prüfung und die Folgen 
des Nichterbringens von Prüfungsleistungen,

14. �die Folgen von Täuschungshandlungen,  
insbesondere den Ausschluss von der Prüfung 
und die nachträgliche Aberkennung des  
Prüfungszeugnisses,

15. �die Bewertung von Prüfungsleistungen sowie die 
 Voraussetzungen für das Bestehen der Prüfung,

16. �die Erteilung von Abschluss- und Prüfungszeug-
nissen und die damit verbundenen  
Berechtigungen,

17. �die Folgen des Nichtbestehens der Prüfung 
sowie die Voraussetzung und das Verfahren für 
Nachprüfungen und Wiederholungsprüfungen,

18. �den Ausgleich von Nachteilen der Schülerinnen 
und Schüler mit einer Behinderung.

§ 53 Erzieherische Einwirkungen,  
Ordnungsmaßnahmen

(1)  Erzieherische Einwirkungen und Ordnungsmaß-
nahmen dienen der geordneten Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit der Schule sowie dem Schutz von 
Personen und Sachen. Sie können angewendet wer-
den, wenn eine Schülerin oder ein Schüler Pflichten 
verletzt. Der Grundsatz der Verhältnismaßigkeit ist 

(2)  Über die Versetzung entscheidet die Klassen- 
oder Jahrgangsstufenkonferenz als Versetzungskon-
ferenz. Mitglieder der Versetzungskonferenz sind 
die Lehrerinnen und Lehrer, die die Schülerin oder 
den Schüler im zweiten Halbjahr unterrichtet haben. 
In der Versetzungskonferenz übernimmt die Schul-
leiterin oder der Schulleiter den Vorsitz oder bestellt 
eine Vertretung.

(3)  Die Schule hat ihren Unterricht so zu gestalten 
und die Schülerinnen und Schüler so zu fördern, 
dass die Versetzung der Regelfall ist. Schülerinnen 
und Schülern der Grundschule und der Sekundar-
stufe I, deren Versetzung gefährdet ist, wird zum 
Ende des Schulhalbjahres eine individuelle Lern- und 
Förderempfehlung gegeben. Sie sollen zudem die 
Möglichkeit der Teilnahme an schulischen Förderan-
geboten erhalten mit dem Ziel, unter Einbeziehung 
der Eltern erkannte Lern- und Leistungsdefizite bis 
zur Versetzungsentscheidung zu beheben. Eine 
Lern- und Förderempfehlung erhalten Schülerinnen 
und Schüler der Grundschule und der Sekundarstufe 
I auch im Falle der Nichtversetzung zum Ende des 
Schuljahres.

(4)  Ist die Versetzung einer Schülerin oder eines 
Schülers gefährdet, weil die Leistungen in einem 
Fach abweichend von den im letzten Zeugnis erteil-
ten Noten nicht mehr ausreichen, so sind die Eltern 
schriftlich zu benachrichtigen. Auf etwaige besondere 
Folgen einer Nichtversetzung der Schülerin oder des 
Schülers ist hinzuweisen. Hat die Schule die Eltern 
nicht benachrichtigt, so kann daraus kein Anspruch 
auf Versetzung hergeleitet werden. Unterbleibt die Be- 
nachrichtigung, obwohl ein Fach oder mehrere Fächer 
hätten abgemahnt werden müssen, werden Minder-
leistungen in einem Fach bei der Versetzungsent-
scheidung nicht berücksichtigt. Die Benachrichtigung 
entfällt bei volljährigen Schülerinnen und Schülern.

(5)  Schülerinnen und Schüler, die nicht versetzt 
werden, wiederholen die bisher besuchte Klasse 
oder Jahrgangsstufe. Eine zweite Wiederholung ist 
in der Regel nicht zulässig.

§ 52 Ausbildungs- und Prüfungsordnungen

(1)  Am Ende eines Bildungsganges wird festge-
stellt, ob die Schülerin oder der Schüler das Ausbil-
dungsziel erreicht hat. Das Ministerium erlässt unter 
Beachtung des Grundsatzes der eigenverantwort
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die oder der nicht mehr schulpflichtig ist, kann 
ohne vorherige Androhung erfolgen, wenn die 
Schülerin oder der Schüler innerhalb eines Zeit-
raumes von 30 Tagen insgesamt 20 Unterrichts- 
stunden unentschuldigt versäumt hat.

(5)  Maßnahmen nach Absatz 3 Nr. 6 und 7 sind nur 
zulässig, wenn die Anwesenheit der Schülerin oder 
des Schülers aus Gründen der Sicherheit nicht ver-
antwortet werden kann. Diese Entscheidung bedarf 
die Bestätigung durch das Ministerium. Soweit die 
Schülerin oder der Schüler die Schulpflicht noch 
nicht erfüllt hat, ist für geeignete Bildungsmaß-
nahmen zu sorgen.

(6)  Über Ordnungsmaßnahmen nach Absatz 3 
Nr. 1 bis 3 entscheidet die Schulleiterin oder der 
Schulleiter nach Anhörung der Schülerin oder des  
Schülers. Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann 
sich von der Teilkonferenz gemäß Absatz 7 beraten 
lassen oder ihr die Entscheidungsbefugnis übertra-
gen. Den Eltern und der Klassenlehrerin oder dem 
Klassenlehrer oder der Jahrgangsstufenleiterin oder 
dem Jahrgangsstufenleiter sind vor der Entschei-
dung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. In 
dringenden Fällen kann auf vorherige Anhörung  
verzichtet werden; sie sind dann nachzuholen.
(8)  Vor der Beschlussfassung hat die Teilkonferenz 
der betroffenen Schülerin oder dem betroffenen 
Schüler und deren Eltern Gelegenheit zu geben, zu 
dem Vorwurf der Pflichtverletzung Stellung zu neh-
men; zu der Anhörung kann die Schülerin oder der 
Schüler eine Person des Vertrauens aus dem Kreis 
der Schülerinnen und Schüler oder der Lehrerinnen 
und Lehrer hinzuziehen.

(9)  Ordnungsmaßnahmen werden den Eltern schrift- 
lich bekannt gegeben und begründet.

Schulverfassung

§ 62  Grundsätze der Mitwirkung

(1)  Lehrerinnen und Lehrer, Eltern, Schülerinnen und 
Schüler wirken in vertrauensvoller Zusammenarbeit 
an der Bildungs- und Erziehungsarbeit der Schule mit 
und fördern dadurch die Eigenverantwortung in der 
Schule. An der Gestaltung des Schulwesens wirken 
sie durch ihre Verbände ebenso wie durch die ande-
ren am Schulwesen beteiligten Organisationen nach 
Maßgabe dieses Teils des Gesetzes mit.

zu beachten. Ordnungsmaßnahmen sind nur zuläs-
sig, wenn erzieherische Einwirkungen nicht ausrei-
chen. Einwirkungen gegen mehrere Schülerinnen 
und Schüler sind nur zulässig, wenn das Fehlverhal-
ten jeder oder jedem Einzelnen zuzurechnen ist.

(2)  Zu den erzieherischen Einwirkungen gehö-
ren insbesondere das erzieherische Gespräch, die 
Ermahnung, Gruppengespräche mit Schülerinnen, 
Schülern und Eltern, die mündliche oder schriftliche 
Missbilligung des Fehlverhaltens, der Ausschluss 
von der laufenden Unterrichtsstunde, die Nacharbeit 
unter Aufsicht nach vorheriger Benachrichtigung der 
Eltern, die zeitweise Wegnahme von Gegenständen, 
Maßnahmen mit dem Ziel der Wiedergutmachung 
angerichteten Schadens und die Beauftragung mit 
Aufgaben, die geeignet sind, das Fehlverhalten zu 
verdeutlichen. Bei wiederholtem Fehlverhalten soll 
eine schriftliche Information der Eltern erfolgen, 
damit die erzieherische Einwirkung der Schule vom 
Elternhaus unterstützt werden kann. Bei besonders 
häufigem Fehlverhalten einer Schülerin oder eines 
Schülers oder gemeinschaftlichem Fehlverhalten der 
Klasse oder Lerngruppe soll den Ursachen für das 
Fehlverhalten in besonderer Weise nachgegangen 
werden.
(3)  Ordnungsmaßnahmen sind

1. der schriftliche Verweis,
2. �die Überweisung in eine parallele Klasse  

oder Lerngruppe,
3. �der vorübergehende Ausschluss vom Unterricht 

von einem Tag bis zu zwei Wochen und von 
sonstigen Schulveranstaltungen,

4. die Androhung der Entlassung von der Schule,
5. die Entlassung von der Schule,
6. �die Androhung der Verweisung von allen 

öffentlichen Schulen des Landes durch die 
obere Schulaufsichtsbehörde,

7. �die Verweisung von allen öffentlichen Schulen 
des Landes durch die obere Schulaufsichts
behörde.

(4)  Maßnahmen nach Absatz 3 Nr. 4 und 5 sind 
nur zulässig, wenn die Schülerin oder der Schüler 
durch schweres oder wiederholtes Fehlverhalten 
die Erfüllung der Aufgaben der Schule oder die 
Rechte anderer ernstlich gefährdet oder verletzt 
hat. Bei Schulpflichtigen bedarf die Entlassung 
von der Schule der Bestätigung durch die Schul-
aufsichtsbehörde, die die Schülerin oder den 
Schüler einer anderen Schule zuweisen kann. Die 
Entlassung einer Schülerin oder eines Schülers, 
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16. �Wirtschaftliche Betätigung (§ 55) und  
Sponsoring (§ 99 Abs. 1),

17. �Schulhaushalt (§ 59 Abs. 9),
18. �Wahl der Schulleiterin oder des Schulleiters, 
19. �ergänzende Verfahrens- und Wahlvorschriften 

(§ 63 Abs. 6 und § 64 Abs. 5),
20. �Einrichtung und Zusammensetzung von Fach-

konferenzen (§ 70 Abs. 5), Teilkonferenzen 
und des Vertrauensauschusses oder Bestellung 
einer Vertrauensperson (§ 67 Abs. 1 und 2),

21. �besondere Formen der Mitwirkung (§ 75),
22. �Mitwirkung beim Schulträger (§ 76),
23. �Erlass einer Schulordnung,
24. �Ausnahme vom Alkohol- und Rauchverbot  

(§ 54 Abs. 5).

(3)  Das Ministerium kann durch Rechtsverordnung 
der Schulkonferenz weitere Angelegenheiten aus 
der Bildungs- und Erziehungsarbeit der Schule zur 
Entscheidung übertragen.

§ 66  Zusammensetzung der Schulkonferenz

(1)  Die Schulkonferenz hat bei Schulen mit

a) �bis zu 200 Schülerinnen und Schülern  
6 Mitglieder,

b) �bis zu 500 Schülerinnen und Schülern 
12 Mitglieder,

c) �mehr als 500 Schülerinnen und Schülern  
18 Mitglieder.

(2)  Die Schulkonferenz kann mit den Stimmen von 
Zweidritteln ihrer Mitglieder eine Erhöhung der  
Mitgliederzahl beschließen, wobei das Verhältnis 
der Zahlen nach Absatz 3 zu wahren ist.

(3)  Mitglieder der Schulkonferenz sind die Schul- 
leiterin oder der Schulleiter sowie die gewählte  
Vertretung der Lehrerinnen und Lehrer, Eltern,  
Schülerinnen und Schüler im Verhältnis

Lehrerinnen und Lehrer : Eltern : Schülerinnen und 
Schüler

1. �an Schulen der Primarstufe 
1 : 1 : 0

2. �an Schulen der Sekundarstufe I, an Schulen 
mit Primarstufe und Sekundarstufe I sowie an 
Schulen der Sekundarstufe I und II 
1 : 1 : 1

3. �an Schulen der Sekundarstufe II 
3 : 1 : 2

4. �an Weiterbildungskollegs und dem Kolleg für 
Aussiedlerinnen und Aussiedler 
1 : 0 : 1.

Mitwirkung in der Schule

§ 65  Aufgaben der Schulkonferenz

(1)  An jeder Schule ist eine Schulkonferenz einzu-
richten. Sie ist das oberste Mitwirkungsgremium der 
Schule, in dem alle an der Bildungs- und Erziehungs-
arbeit der Schule Beteiligten zusammenwirken. Sie 
berät in grundsätzlichen Angelegenheiten der Schule 
und vermittelt bei Konflikten innerhalb der Schule. Sie 
kann Vorschläge und Anregungen an den Schulträger 
und an die Schulaufsichtsbehörde richten.

(2)  Die Schulkonferenz entscheidet im Rahmen der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in folgenden 
Angelegenheiten:

1. �Schulprogramm (§ 3 Abs. 2),
2. �Maßnahmen der Qualitätsentwicklung und 

Qualitätssicherung (§ 3 Abs. 3),
3. �Abschluss von Vereinbarungen über die  

Kooperation von Schulen und die Zusammen- 
arbeit mit anderen Partnern (§ 4 Abs. 3, § 5,  
§ 9 Abs. 3),

4. �Festlegung der beweglichen Ferientage  
(§ 7 Abs. 2),

5. �Unterrichtsverteilung auf sechs Wochentage  
(§ 8 Abs. 1),

6. �Einrichtung außerunterrichtlicher Ganztags- 
und Betreuungsangebote (§ 9 Abs. 2) sowie  
die Rahmenplanung von Schulveranstaltungen 
außerhalb des Unterrichts,

7. �Organisation der Schuleingangsphase  
(§ 11 Abs. 2 und 3),

8. �Vorschlag zur Einrichtung des Gemeinsamen 
Lernens (§ 20),

9. �Erprobung und Einführung neuer Unterrichts
formen (§ 29 Abs. 2),

10. �Einführung von Lernmitteln (§ 30 Abs. 3) und 
Bestimmung der Lernmittel, die im Rahmen  
des Eigenanteils zu beschaffen sind (§ 96),

11. �Grundsätze zum Umfang und Verteilung der 
Hausaufgaben und Klassenarbeiten,

12. �Grundsätze zum Umfang mit allgemeinen  
Erziehungsschwierigkeiten sowie zum 
Abschluss von Bildungs- und Erziehungs- 
vereinbarungen (§ 42 Abs. 5),

13. �Information und Beratung (§ 44),
14. �Grundsätze für die Betätigung von Schüler- 

gruppen (§ 45 Abs. 4),
15. �Grundsätze über Aussagen zum Arbeits-  

und Sozialverhalten in Zeugnissen  
(§ 49 Abs. 2),
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(2)  Die Schulpflegschaft vertritt die Interessen der 
Eltern bei der Gestaltung der Bildungs- und Erzie-
hungsarbeit der Schule. Sie berät über alle wich- 
tigen Angelegenheiten der Schule. Hierzu kann sie 
Anträge an die Schulkonferenz richten. Die Eltern 
können über die Bildungs- und Erziehungsarbeit 
auch unter sich beraten. Die Schulpflegschaft wählt 
die Vertretung der Eltern für die Schulkonferenz  
und die Fachkonferenzen.

(3)  Die Schulpflegschaft kann eine Versammlung 
aller Eltern einberufen. Die Elternversammlung lässt 
sich über wichtige Angelegenheiten der Schule 
unterrichten und berät darüber.

(4)  Schulpflegschaften können auf örtlicher und über- 
örtlicher Ebene zusammenwirken und ihre Interessen 
gegenüber Schulträger und Schulaufsicht vertreten.

§ 73  Klassenpflegschaft,  
Jahrgangsstufenpflegschaft

(1)  Mitglieder der Klassenpflegschaft sind die Eltern 
der Schülerinnen und Schüler der Klasse, mit bera-
tender Stimme die Klassenlehrerin oder der Klassen-
lehrer und ab Klasse 7 die Klassensprecherin oder 
der Klassensprecher und die Stellvertretung. Eltern 
volljähriger Schülerinnen und Schüler können dane-
ben mit beratender Stimme teilnehmen. Die Klas-
senpflegschaft wählt zu Beginn des Schuljahres eine 
Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine Stell-
vertreterin oder eine Stellvertreter. Die Eltern haben 
für jedes Kind gemeinsam eine Stimme.

(2)  Die Klassenpflegschaft dient der Zusammen
arbeit zwischen Eltern, Lehrerinnen und Lehrern, 
Schülerinnen und Schülern. Dazu gehören die In
formation und der Meinungsaustausch über Angele- 
genheiten der Schule, insbesondere über die Unter
richts- und Erziehungsarbeit in der Klasse. Die Klas-
senpflegschaft ist bei der Auswahl der Unterrichts- 
inhalte zu beteiligen. Die Lehrerinnen und Lehrer der  
Klasse sollen auf Wunsch der Klassenpflegschaft an 
den Sitzungen teilnehmen, soweit dies zur Beratung 
und Information erforderlich ist.

(3)  Soweit kein Klassenverband besteht, bilden die  
Eltern der Schülerinnen und Schüler jeder Jahrgangs-
stufe die Jahrgangsstufenpflegschaft. Die Jahr- 
gangsstufenpflegschaft wählt für jeweils 20 Schüle-
rinnen und Schüler eine Vertreterin oder einen Ver-
treter für die Schulpflegschaft. Für jede Vertreterin 
oder jeden Vertreter wird eine Stellvertreterin oder 
ein Stellvertreter gewählt.

§ 71  Klassenkonferenz,  
Jahrgangsstufenkonferenz

(1)  Miglieder der Klassenkonferenz sind die Lehre-
rinnen und Lehrer sowie das pädagogische und sozi-
alpädagogische Personal gemäß § 58. Den Vorsitz 
führt die Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer.

(2)  Sie berät über den Leistungsstand der Schülerin
nen und Schüler und trifft die Entscheidungen über 
Zeugnisse, Versetzungen und Abschlüsse sowie 
über die Beurteilung des Arbeitsverhalten und So- 
zialverhaltens und über weitere Bemerkungen zu 
besonderen Leistungen und besonderem persön-
lichen Einsatz im außerunterrichtlichen Bereich.

(3)  An den Sitzungen der Klassenkonferenz nehmen 
die oder der Vorsitzende der Klassenpflegschaft und 
ab Klasse 7 die Klassensprecherin oder der Klassen-
sprecher sowie deren Stellvertretungen mit beraten
der Stimme teil; dies gilt nicht, soweit es um die  
Leistungsbewertung einzelner Schülerinnen oder 
Schüler geht. Die Schulleiterin oder der Schulleiter 
oder eine von ihr oder ihm beauftragte Lehrerin 
oder ein vom ihm oder ihr beauftragter Lehrer ist 
berechtigt, an den Sitzungen der Klassenkonferenz 
mit beratender Stimme teilzunehmen.

(4)  Soweit kein Klassenverband besteht, werden 
die Aufgaben der Klassenkonferenz von der Jahr-
gangsstufenkonferenz wahrgenommen. Mitglieder 
der Jahrgangsstufenkonferenz sind alle in der jewei-
ligen Jahrgangsstufe unterrichtenden Lehrerinnen 
und Lehrer. Den Vorsitz führt die Stufenleiterin oder 
der Stufenleiter, die oder der mit der Organisation 
der Jahrgangsstufe beauftragt ist. 

§ 72  Schulpflegschaft

(1)  Miglieder der Schulpflegschaft sind die Vor-
sitzenden der Klassenpflegschaften sowie die von 
den Jahrgangsstufen gewählten Vertreterinnen und 
Vertreter. Ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter 
können, die Schulleiterin oder der Schulleiter soll 
beratend an den Sitzungen teilnehmen. Die Schul-
pflegschaft wählt eine Vorsitzende oder einen Vor- 
sitzenden und bis zu drei Stellvertreterinnen oder 
Stellvertreter. Zwei vom Schülerrat gewählte Schü
lerinnen und Schüler ab Klasse 7 können mit be
ratender Stimme teilnehmen. Wählbar sind neben 
den Mitgliedern der Schulpflegschaft die stellver
tretenden Vorsitzenden der Klassen- und Jahrgangs-
stufenpflegschaften; sie werden mit der Wahl Mit-
glieder der Schulpflegschaft.

Schulgesetz Nordrhein-Westfalen
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Vertretung der Schülerschaft für die Schulkonferenz,  
die Schulpflegschaft und die Fachkonferenzen sowie 
Delegierte für überörtliche Schülervertretungen.

(4)  Der Schülerrat kann im Benehmen mit der Schul-
leiterin oder dem Schulleiter eine Versammlung aller 
Schülerinnen und Schüler (Schülerversammlung) 
einberufen. Die Schülerversammlung lässt sich über 
wichtige Angelegenheiten der Schule unterrichten 
und berät darüber. Auf Antrag von einem Fünftel 
der Schülerinnen und Schüler ist sie einzuberufen. 
Die Schülerversammlung kann bis zu zweimal im 
Schuljahr während der allgemeinen Unterrichtszeit 
stattfinden. Für Versammlungen der Schülerinnen 
und Schüler der Klassen oder Jahrgangsstufen gilt 
Satz 4 entsprechend.

(5)  Zusammenkünfte von Mitwirkungsgremien  
der Schülerinnen und Schüler auf dem Schulge-
lände sowie die SV-Stunde sind Schulveranstal-
tungen. Sonstige Veranstaltungen der Schülerver-
tretung auf dem Schulgelände oder außerhalb des 
Schulgeländes sind Schulveranstaltungen, wenn 
die Schulleiterin oder der Schulleiter vorher zuge-
stimmt hat.

(6)  Schülerinnen und Schüler dürfen wegen ihrer 
Tätigkeit in den Mitwirkungsgremien weder bevor-
zugt noch benachteiligt werden. Auf Antrag ist die 
Tätigkeit im Zeugnis zu vermerken.

(7)  Verbindungslehrerinnen und Verbindungslehrer 
unterstützen die Arbeit der Schülervertretung. Der 
Schülerrat wählt je nach Größe der Schule bis zu  
drei Verbindungslehrerinnen und Verbindungslehrer. 
(8)  Schülervertretungen können auf örtlicher oder 
überörtlicher Ebene zusammenwirken und ihre  
Interessen gegenüber Schulträger und Schulaufsicht 
vertreten.

§ 74  Schülervertretung

(1)  Die Schülervertretung nimmt die Interessen der 
Schülerinnen und Schüler wahr. Sie vertritt insbeson
dere deren Belange bei der Gestaltung der Bildungs- 
und Erziehungsarbeit der Schule und fördert ihre 
fachlichen, kulturellen, sportlichen, politischen und 
sozialen Interessen. Sie kann sich durch die Mitwir-
kung in den Gremien an schulischen Entscheidungen 
beteiligen sowie im Rahmen des Auftrags der Schule 
übertragene und selbstgewählte Aufgaben durchfüh-
ren und schulpolitische Belange wahrnehmen.

(2)  Die Schülerinnen und Schüler der Klasse, des 
Kurses und der Jahrgangsstufe wirken in ihrem 
Bereich an der Bildungs- und Erziehungsarbeit mit. 
Sie wählen von der fünften Klasse an ihre Spreche-
rinnen und Sprecher und deren Stellvertretungen. Die 
Schülerschaft der Vollzeitschulen kann im Monat, 
die Schülerschaft der Teilzeitschulen im Quartal eine 
Stunde während der allgemeinen Unterrichtszeit für 
Angelegenheiten der Schülervertretung (SV-Stunde) 
in Anspruch nehmen.

(3)  Der Schülerrat vertritt alle Schülerinnen 
und Schüler der Schule; er kann Anträge an die 
Schulkonferenz richten. Mitglieder des Schülerrats 
sind die Sprecherinnen und Sprecher der Klassen 
und Jahrgangsstufen sowie mit beratender Stimme 
deren Stellvertretungen. Hat eine Jahrgangsstufe 
mehr als 20 Personen, wählt die Jahrgangsstufe 
für je weitere 20 Personen eine weitere Vertretung 
für den Schülerrat. Der Schülerrat wählt eine Vor-
sitzende oder einen Vorsitzenden (Schülersprecherin 
oder Schülersprecher) und bis zu drei Stellvertretun
gen. Auf Antrag von einem Fünftel der Gesamtzahl 
der Schülerinnen und Schüler wird die Schülerspre-
cherin oder der Schülersprecher von der Schüler-
versammlung gewählt. Der Schülerrat wählt die 

Schulgesetz Nordrhein-Westfalen
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Allgemeine Bestimmungen

§ 1  Aufnahme

Die Aufnahme in die Klasse 5 einer Schule der 
Sekundarstufe I setzt grundsätzlich ein Versetzungs-
zeugnis der bisher besuchten Grundschule oder 
einer Förderschule voraus, die nach den Unterrichts-
vorgaben für die Grundschule unterrichtet.

§ 2  Dauer der Ausbildung
Die Regeldauer der Ausbildung in der Sekundar-
stufe I ist sechs Jahre, im Gymnasium 5 Jahre. Die 
Schülerin oder der Schüler kann sie um zwei Jahre 
überschreiten. Die Versetzungskonferenz kann sie 
um ein weiteres Jahr verlängern, wenn besondere 
Gründe dies rechtfertigen. Dies schließt die Höchst-
dauer der Ausbildung in der Erprobungsstufe (§10 
Abs. 2) ein.

§ 3  Unterricht, individuelle Förderung
(1)  Der Pflichtunterricht besteht nach Maßgabe der  
Stundentafeln aus Kernstunden und Ergänzungs
stunden. Er umfasst für die einzelne Schülerin oder 
den einzelnen Schüler in der Sekundarstufe I in  
der Regel 188 Wochenstunden, im Gymnasium 163 
Wochenstunden.
(2)  Die Kernstunden umfassen den für alle Schüle-
rinnen und Schüler verbindlichen Unterricht und den 
von der Schule angebotenen Wahlpflichtunterricht.
Im Wahlpflichtunterricht belegt die Schülerin oder 
der Schüler das gewählte Fach oder den gewählten 
Lernbereich in der Regel bis zum Ende der Sekun
darstufe I. Nach der Belegung ist ein einmaliger 
Wechsel bis zum Ende des ersten Jahres möglich.
(3)  Die Ergänzungsstunden dienen der Intensivie
rung der individuellen Förderung innerhalb des 
Klassenverbandes sowie in anderen Lerngruppen. 
Die Schule kann die Schülerin oder den Schüler da- 
zu verpflichten, im Rahmen der Ergänzungsstunden 
an bestimmten Förderangeboten teilzunehmen.

(4)  Jede Schülerin und jeder Schüler hat ein Recht 
auf individuelle Förderung, die auf die Herstellung 
der gleichberechtigten Teilhabe am Leben in der 
Gesellschaft unabhängig von Geschlecht, kultureller 
und sozialer Herkunft oder Behinderung hinwirkt. 
Hierfür erarbeitet jede Schule ein schulisches För-
derkonzept, das im Rahmen der Bestimmungen für 
den Unterricht in den Schulformen Maßnahmen der 
inneren Differenzierung und Maßnahmen der äuße-
ren Differenzierung umfasst. Hierdurch sollen alle 
Schülerinnen und Schüler individuell gefördert wer-
den, insbesondere wenn

1. �die Versetzung, der Abschluss oder das Errei-
chen einer Berechtigung gefährdet ist,

2. �der Verbleib in der Schulform gefährdet ist,
3. �sie besondere Begabungen und Potenziale 

haben oder aufgrund ihrer Leistungsstärke die 
Schulform gewechselt haben oder für einen 
Wechsel in Frage kommen oder

4. �sie aufgrund ihrer Zuwanderungsgeschichte 
besondere Voraussetzungen (Mehrsprachigkeit) 
mitbringen. 

(5)  Schülerinnen und Schüler, die nicht am Religi-
onsunterricht teilnehmen, sind verpflichtet, am Un
terricht im Fach Praktische Philosophie teilzuneh-
men, soweit die personellen und sächlichen Voraus-
setzungen erfüllt sind. 

(6)  Arbeitsgemeinschaften als weitere Unterrichts-
veranstaltungen können klassen- und jahrgangs
übergreifend angeboten werden.

(7)  Für den Unterricht sind die Unterrichtsvorgaben 
des Ministeriums (§29 SchulG) sowie die auf dieser 
Grundlage entwickelten schuleigenen Unterrichts-
vorgaben verbindlich.

§ 4  Unterrichtsorganisation

(1)  Eine Unterrichtsstunde nach der Stundentafel 
wird mit 45 Minuten berechnet. Im Rahmen eines 
Wochen-, Monats-, Halbjahres- oder Jahresplanes 
kann die Schulkonferenz andere Zeiteinheiten oder 
Epochenunterricht beschließen; die in den Stun-

Ausbildungs- und Prüfungsordnung Sekundarstufe I
Auszug aus der Verordnung vom 2. November 2012 mit Änderungen vom 1. Mai 2021 (Stand 15.7.2024)
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Ausbildungs- und Prüfungsordnung Sekundarstufe I

erklärt werden,
c) � kann bei einem umfangreichen Täuschungs-

versuch die gesamte Leistung für ungenügend 
erklärt werden.

(8)  Einmal im Schuljahr kann pro Fach eine Klassen
arbeit durch eine andere, in der Regel schriftliche,  
in Ausnahmefällen auch gleichwertige nicht schrift
liche Leistungsüberprüfung ersetzt werden.

§ 7  Zeugnisse, Lern- und Förder- 
empfehlungen

(1)  Die Schülerinnen und Schüler erhalten zum Ende 
des Schulhalbjahres und zum Ende des Schuljahres 
Zeugnisse gemäß §49 SchulG. Auf Antrag sind die 
am Ende des Schuljahres erworbenen Abschlüsse 
und Berechtigungen auf dem Zeugnis zu vermerken.

(2)  Die Zeugnisse enthalten Noten für die Fächer, 
über die die Zeugnis- oder Versetzungskonferenz 
entscheidet. Außerdem enthalten sie die nach § 49 
Absatz 2 und 3 SchulG erforderlichen Angaben.

(3)  Ist die Versetzung einer Schülerin oder eines 
Schülers auf Grund der Leistungen im ersten Schul-
halbjahr gefährdet, weist ein Vermerk im Halbjah-
reszeugnis darauf und auf etwaige Folgen einer 
Nichtversetzung hin. Ein fehlender Vermerk begrün-
det keinen Anspruch auf Versetzung.

(4)  Ist die Versetzung einer Schülerin oder eines 
Schülers gefährdet, weil die Leistungen in einem 
Fach abweichend vom Halbjahreszeugnis nicht mehr 
ausreichen, gilt § 50 Abs. 4 SchulG.

(5)  Die Schülerin oder der Schüler erhält eine indivi- 
duelle Lern- und Förderempfehlung (§ 50 Absatz 3 
Schulgesetz NRW) neben dem Halbjahreszeugnis, 
wenn die Versetzung, der angestrebte Abschluss 
oder der Verbleib an der bisherigen Schulform 
gefährdet ist. Die Schule erstellt einen individuellen 
Förderplan und bietet den Eltern ein Beratungsge-
spräch an. Der Schülerin oder dem Schüler ist in der 
Regel die Gelegenheit zur Teilnahme an dem Bera-
tungsgespräch zu geben.

(6)  In den Zeugnissen der Hauptschule, der Ge- 
samtschule und der Sekundarschule ist anzugeben, 
in welchen Fächern der Unterricht auf unterschied-
lichen Anspruchsebenen erteilt worden ist und auf 
welche Anspruchsebene sich die jeweilige Note 
bezieht. Noten aus dem Wahlpflichtunterricht sind 
entsprechend zu kennzeichnen.

dentafeln festgelegten Wochenstundenzahlen für 
das einzelne Fach oder den einzelnen Lernbereich 
bleiben verbindlich. Bei fächerübergreifendem Un- 
terricht werden die in Anspruch genommenen Zeit- 
anteile jeweils auf das Stundenvolumen der einbe
zogenen Fächer oder Lernbereich angerechnet.

(2)  Projekte, Schülerbetriebspraktika, Erkundungen, 
Schulfahrten und ähnliche Veranstaltungen können 
zeitlich begrenzt an die Stelle des in den Stunden
tafeln ausgewiesenen Unterrichts treten.

§ 6  Leistungsbewertung, Klassenarbeiten

(1)  Die Leistungsbewertung richtet sich nach § 48 
SchulG.

(2)  Zum Beurteilungsbereich „Sonstige Leistungen“ 
gehören alle im Zusammenhang mit dem Unterricht 
erbrachten mündlichen und praktischen Leistungen 
sowie gelegentliche kurze schriftliche Übungen in 
allen Fächern. Die Leistungen bei der Mitarbeit im 
Unterricht sind bei der Beurteilung ebenso zu be
rücksichtigen wie die übrigen Leistungen.

(3)  Die Beurteilungsbereiche „Schriftliche Arbeiten“ 
und „Sonstige Leistungen im Unterricht“ sowie die 
Ergebnisse zentraler Lernstandserhebungen werden 
bei der Leistungsbewertung angemessen berück-
sichtigt.

(4)  Schülerinnen und Schüler erhalten eine Lernbe-
reichsnote, wenn nach Maßgabe dieser Verordnung 
ein Lernbereich integriert unterrichtet wird.

(5)  Nicht erbrachte Leistungsnachweise gemäß §48 
Abs. 4 SchulG sind nach Entscheidung der Fach
lehrerin oder des Fachlehrers nachzuholen oder 
durch eine Prüfung zu ersetzen, falls dies zur Fest-
stellung des Leistungsstandes erforderlich ist.

(6)  Die Förderung in der deutschen Sprache ist  
Aufgabe des Unterrichts in allen Fächern. Häufige 
Verstöße gegen die sprachliche Richtigkeit in der 
deutschen Sprache müssen bei der Festlegung der 
Note angemessen berücksichtigt werden. Dabei sind  
insbesondere das Alter, der Ausbildungsstand und 
die Muttersprache der Schülerinnen und Schüler zu 
beachten.

(7)  Bei einem Täuschungsversuch

a) � kann der Schülerin oder dem Schüler aufgege-
ben werden, den Leistungsnachweis zu wieder
holen,

b) � können einzelne Leistungen, auf die sich der 
Täuschungsversuch bezieht, für ungenügend 
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rigkeiten, deren Ursachen und mögliche Wege zu 
ihrer Überwindung und über besondere Fördermög-
lichkeiten beraten wird.

§ 11  Wechsel der Schulform während  
der Erprobungsstufe

(1)  Stellt die Erprobungsstufenkonferenz nach dem 
jeweils ersten Schulhalbjahr der Klassen 5 und 6 und 
am Ende der Klasse 5 fest, dass eine Schülerin oder 
ein Schüler in einer anderen Schulform besser geför-
dert werden kann, teilt sie dies den Eltern mit und 
empfiehlt ihnen einen Wechsel der Schulform zum 
Ende des laufenden Schulhalbjahres. Am Ende des 
ersten Schulhalbjahres der Klasse 5 und des ersten 
Schulhalbjahres der Klasse 6 kann die Schule den 
Eltern allein empfehlen, ihr leistungsstarkes Kind

1) �von der Hauptschule zur Realschule oder zum 
Gymnasium oder

2) �von der Realschule zum Gymnasium wechseln 
zu lassen.

§ 12  Abschluss der Erprobungsstufe

(1) Vor Abschluss der Erprobungsstufe prüft die  
Erprobungsstufenkonferenz unter Berücksichtigung  
des Leistungsstandes und der zu erwartenden  
Entwicklung der Schülerin oder des Schülers, ob  
die gewählte Schulform weiterhin besucht oder  
die Schulform gewechselt werden soll. Soll ein 
Schulformwechsel empfohlen werden, ist dies den 
Eltern spätestens sechs Wochen vor Schuljahres-
-ende schriftlich mitzuteilen und gleichzeitig ein 
Beratungstermin anzubieten.

(2)  Die Schule empfiehlt versetzten Schülerinnen 
und Schülern der Hauptschule den Übergang in die 
Klasse 7 der Realschule oder der Realschule in der 
Aufbauform, der Klasse 6 des Gymnasiums oder  
der Klasse 7 des Gymnasiums in der Aufbauform, 
wenn die Versetzungskonferenz festgestellt hat, 
dass sie dafür geeignet sind. Versetzte Schülerinnen 
und Schüler der Realschule können unter den glei-
chen Voraussetzungen in die Klasse 7 des Gym- 
nasiums oder des Gymnasiums in der Aufbauform 
wechseln. Über den empfohlenen Schulwechsel ent-
scheiden die Eltern.

(3)  Nicht versetzte Schülerinnen und Schüler des 
Gymnasiums oder der Realschule können die Klasse 
6 der besuchten Schulform wiederholen, wenn da

§ 8  Information und Beratung

(1)  Die Schule informiert und berät die Schülerinnen 
und Schüler während der gesamten Schullaufbahn 
in der Sekundarstufe I.

(2)  Die Information erstreckt sich

1. �in den Klassen 5 bis 8 insbesondere auf den 
Wahlpflichtunterricht und die individuelle För-
derung unter Einbeziehung der Ergänzungs-
stunden und

2. �in den Klassen 9 und 10 insbesondere auf
	 a)	� die mit den Abschlüssen und Berechti-

gungen verbundenen Anforderungen,
	 b)	� die berufs- und studienorientierten Bil-

dungsgänge in den Schulformen der Sekun-
darstufe II und

	 c)	� die Wahlmöglichkeiten in der gymnasialen 
Oberstufe und die Voraussetzungen, die 
dafür in der Sekundarstufe I zu erfüllen sind.

Auf Wunsch berät sie die Schülerinnen und Schüler 
und ihre Eltern.

(3)  Berufswahlvorbereitung ist eine verpflichtende 
Aufgabe der Schulen der Sekundarstufe I. Schülerin
nen und Schüler sollen so gefördert werden, dass 
sie bei ihrer Berufswahl selbstständig und eigenver-
antwortlich entscheiden können. Dazu arbeiten die 
Schulen insbesondere mit den Berufskollegs und der 
Berufsberatung der Agentur für Arbeit zusammen.

Erprobungsstufe, Wechsel der Schulform 
ab Klasse 7

§ 10  Gliederung und Dauer der  
Erprobungsstufe

(1) In der Hauptschule, der Realschule und dem 
Gymnasium sind die Klassen 5 und 6 eine pädago
gische Einheit (Erprobungsstufe). Die Schülerinnen 
und Schüler gehen ohne Versetzung von der Klasse 
5 in die Klasse 6 über.

(2)  Die Ausbildung in der Erprobungsstufe dauert  
höchstens drei Jahre. Die Klasse 5 kann einmal 
gemäß §21 Abs. 3 freiwillig wiederholt werden.

(3)  In der Erprobungsstufe werden dreimal im 
Schuljahr Erprobungsstufenkonferenzen durchge-
führt, in denen über die individuelle Entwicklung der 
Schülerin oder des Schülers, über etwaige Schwie-

Ausbildungs- und Prüfungsordnung Sekundarstufe I
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durch die Höchstdauer der Ausbildung in der Er
probungsstufe nicht überschritten wird (§10 Abs. 2)  
und die Versetzungskonferenz feststellt, dass auf 
Grund der Gesamtentwicklung danach die Verset
zung erreicht werden kann. In den anderen Fällen 
gehen nicht versetzte Schülerinnen und Schüler des 
Gymnasiums nach Wahl der Eltern in die Klasse 7 
der Realschule oder der Hauptschule über, es sei 
denn die Versetzungskonferenz stellt fest, dass der 
Übergang in die Realschule nicht möglich ist. Nicht 
versetzte Schülerinnen und Schüler der Realschule 
gehen in die Klasse 7 der Hauptschule über.

(4) Nicht versetzte Schülerinnen und Schüler des 
Gymnasiums und der Realschule setzen bei einem 
Wechsel in die Gesamtschule oder in die Sekundar-
schule dort die Schullaufbahn in der Klasse 7 fort.

§ 13  Wechsel der Schulform ab Klasse 7

(1)  Schülerinnen und Schüler, Eltern und Schule 
sind gemeinsam dafür verantwortlich, dass niemand 
nach erfolgreichem Durchlaufen der Erprobungs-
stufe von der Realschule zur Hauptschule oder vom 
Gymnasium in die Realschule oder die Hauptschule 
wechseln muss.

(2)  Zeigt sich am Ende der Klasse 7, dass der Schul
erfolg einer Schülerin oder eines Schülers trotz 
besonderer Förderung gefährdet ist, unterrichtet die 
Schule die Eltern neben dem Zeugnis über den Lern-
stand sowie über das Lern- und Arbeitsverhalten 
ihres Kindes. Sie weist die Eltern auf Absatz 3 hin.

(3) Ab Klasse 7 soll eine Schülerin oder ein Schü-
ler die Schulform in der Regel nur noch auf Antrag 
der Eltern wechseln; §47 Abs. 1 Nr. 3 SchulG bleibt 
unberührt. Bis zum Ende der Klasse 8 können die 
Eltern bei der bisher besuchten Schule den Wech-
sel der Schulform zum Beginn des nächsten Schul-
jahres beantragen. Die Versetzungskonferenz der 
abgebenden Schule entscheidet, ob die Schülerin 
oder der Schüler für die gewünschte Schulform 
geeignet ist, und in welcher Klasse die Schullauf-
bahn dort fortgesetzt werden kann.

(4)  Erreicht eine Schülerin oder ein Schüler der 
Hauptschule oder der Realschule bei der Versetzung 
in den Fächern mit Klassenarbeiten einen Noten-
durchschnitt von 2,0, berät die Schule die Eltern im 
Hinblick auf einen Wechsel der Schulform.

(5)  Für den Wechsel zum Gymnasium oder in die 
Klassen 8 und 9 des Gymnasiums in der Aufbauform 

ist über Absatz 3 hinaus die Teilnahme am Unter-
richt in einer zweiten Fremdsprache ab Klasse 6  
erforderlich.

(6)  Nicht versetzte Schülerinnen und Schüler, die in 
eine andere Schulform oder einen anderen Bildungs-
gang einer Sekundarschule übergehen, werden dort 
in die nächsthöhere Klasse aufgenommen, wenn 
sie die Versetzungsanforderungen dieser Schulform 
erfüllen. Dabei bleiben nicht ausreichende Leistun-
gen in der zweiten Fremdsprache unberücksichtigt, 
wenn sie dort nicht fortgesetzt wird. In den ande-
ren Fällen werden nicht versetzte Schülerinnen und 
Schüler probeweise in die nächsthöhere Klasse 
aufgenommen. In der zwölften Unterrichtswoche 
entscheidet die Versetzungskonferenz, in welcher 
Klasse die Schullaufbahn fortgesetzt wird.

Bestimmungen für den Unterricht  
in den Schulformen

§ 15  Realschule

(1) Englisch wird ab Klasse 5 als erste Fremdsprache 
fortgeführt.

(2)  Französisch oder eine andere moderne Fremd-
sprache ist in Klasse 6 zweite Fremdsprache. § 5 
Abs. 1 Satz 1 bleibt unberührt.

(3)  Im Wahlpflichtunterricht ab Klasse 7 bietet die 
Schule neben der fortgeführten zweiten Fremdspra-
che mindestens ein weiteres Schwerpunktfach aus 
den Bereichen Naturwissenschaften/Technik, Sozial-
wissenschaften und Musik/Kunst an.

(4)  Die Ergänzungsstunden werden vorrangig für 
die Intensivierung der individuellen Förderung der 
Kompetenzen in Deutsch und Mathematik, den 
Fremdsprachen, den Naturwissenschaften und für 
berufsorientierende Angebote verwendet, insbeson-
dere, wenn damit eine Klassenwiederholung oder 
ein Schulformwechsel vermieden, Abschlüsse oder 
Berechtigungen erreicht oder die Möglichkeiten 
der Schülerin oder des Schülers zum Übergang von 
der Schule in den Beruf verbessert werden können. 
Die Schulkonferenz beschließt dafür Grundsätze auf 
Vorschlag der Schulleiterin oder des Schulleiters. 
Ab Klasse 8 kann die Schule eine weitere moderne 
Fremdsprache mit 3 Wochenstunden sowie das Fach 
Hauswirtschaft mit 2 Wochenstunden anbieten.

Ausbildungs- und Prüfungsordnung Sekundarstufe I



17GESETZE · ERLASSE · VERORDNUNGEN 2024/2025 www.aufgabenbuch.de

Zeugnisnote im ersten Schulhalbjahr sind zu berück-
sichtigen.

(3)  Eine Schülerin oder ein Schüler kann auch 
dann versetzt werden, wenn die Versetzungs-
anforderungen aus besonderen Gründen nicht 
erfüllt werden konnten, jedoch erwartet werden 
kann, dass auf Grund der Leistungsfähigkeit, der 
Gesamtentwicklung und der Förderungsmöglich-
keiten der Schule in der nachfolgenden Klasse eine 
erfolgreiche Mitarbeit möglich ist. Eine Versetzung 
nach Satz 1 ist ausgeschlossen, wenn damit die 
Vergabe eines Abschlusses oder einer Berechtigung 
verbunden ist.

(4)  Die in einem Schuljahr im Wechsel für ein Schul-
halbjahr unterrichteten Fächer eines Lernbereichs 
(Halbjahresunterricht) sind als versetzungswirksam 
anzukündigen.

(5)  Leistungen in Arbeitsgemeinschaften sind nicht 
versetzungswirksam.

§ 23  Nachprüfung

(1)  Ab Klasse 7 kann eine nicht versetzte Schülerin 
oder ein nicht versetzter Schüler eine Nachprüfung 
ablegen, um nachträglich versetzt zu werden. Die 
Schulleiterin oder der Schulleiter spricht die Zulas-
sung zur Nachprüfung aus, wenn in einem einzigen 
Fach durch die Verbesserung der Note von „mangel
haft“ auf „ausreichend“ die Versetzungsbedingun
gen erfüllt würden. Kommen für die Nachprüfung 
mehrere Fächer in Betracht, wählt die Schülerin oder 
der Schüler das Fach in dem die Nachprüfung abge-
legt werden soll.

(2)  Die Nachprüfung zum nachträglichen Erwerb 
eines Abschlusses oder einer Berechtigung richtet 
sich nach § 44.

(3)  Die Schulleiterin oder der Schulleiter bildet für 
die Nachprüfung einen Prüfungsausschuss und 
übernimmt den Vorsitz oder bestellt eine Vertre-
tung. Weitere Mitglieder des Prüfungsausschusses 
sind die bisherige Fachlehrerin oder der Fachlehrer 
als prüfendes Mitglied und eine weitere fachkun-
dige Lehrkraft für die Protokollführung.

(4)  Die Prüfung besteht aus einer mündlichen,  
gegebenenfalls aus einer praktischen Prüfung, in 
einem Fach mit schriftlichen Arbeiten außerdem aus 
einer schriftlichen Prüfung.

(5)  Wer auf Grund des Ergebnisses der Nachprü-
fung die Versetzungsbedingungen erfüllt, ist ver-

(5)  Klassenarbeiten werden in den Fächern Deutsch, 
Mathematik, den Fremdsprachen sowie in den 
Schwerpunktfächern des Wahlpflichtunterrichts ge- 
schrieben.

Versetzungsbestimmungen

§ 21  Allgemeine Versetzungsbestimmungen, 
Vorversetzung, Wiederholung, Rücktritt

(1)  Das Versetzungsverfahren richtet sich nach §50 
SchulG. Die Schule hat ihren Unterricht so zu gestal-
ten und die Schülerinnen und Schüler so zu fördern, 
dass die Versetzung der Regelfall ist; die Standards 
müssen gewahrt bleiben.

(2)  Eine Vorversetzung ist zum Ende eines Schul-
halbjahres oder eines Schuljahres möglich. Eine 
Schule kann leistungsstarke Schülerinnen und Schü-
ler nach der Erprobungsstufe in Gruppen zusam-
menfassen, die auf Grund individueller Vorverset-
zung eine Klasse überspringen oder übersprungen 
haben.

(4)  Eine Schülerin oder ein Schüler kann auf Antrag 
der Eltern die vorhergegangene Klasse einmal  
freiweillig wiederholen oder spätestens am Ende 
des ersten Schulhalbjahres in die vorhergegangene 
Klasse zurücktreten, wenn sie oder er in der bis
herigen Klasse nicht mehr erfolgreich mitarbeiten 
kann. Darüber entscheidet die Versetzungskonfe-
renz. Zum nächsten Versetzungstermin wird eine 
Versetzung nicht erneut ausgesprochen. Erworbene 
Abschlüsse und Berechtigungen bleiben erhalten.

§ 22  Allgemeine Versetzungs- 
anforderungen

(1)  Eine Schülerin oder ein Schüler wird versetzt, 
wenn

1. � die Leistungen in allen Fächern und Lernbe-
reichen ausreichend oder besser sind oder

2. � nicht ausreichende Leistungen gemäß §§ 25 
bis 29 ausgeglichen werden können oder 
unberücksichtigt bleiben.

(2)  Die Entscheidung der Versetzungskonferenz 
beruht auf den Leistungen der Schülerin oder des 
Schülers im zweiten Schulhalbjahr. Die Gesamtent-
wicklung während des ganzen Schuljahres und die 
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Leistung in einem anderen Fach dieser Fächer-
gruppe ausgeglichen wird,

2. � in nicht mehr als einem der Fächer Deutsch, 
Mathematik, Englisch, Fach des Wahlpflichtun-
terrichts mangelhaft sind, diese mangelhafte 
Leistung durch eine mindestens befriedigende 
Leistung in einem anderen Fach dieser Fächer-
gruppe ausgeglichen wird sowie in einem der 
übrigen Fächer nicht ausreichend sind,

3. � in nicht mehr als einem der übrigen Fächer 
nicht ausreichend sind oder

4. � zwar in zwei der übrigen Fächer nicht aus
reichend, darunter in einem Fach mangelhaft 
sind, aber dies durch eine mindestens befrie
digende Leistung in einem Fach ausgeglichen 
wird.

Abschlussverfahren

§ 30  Allgemeine Bestimmungen

(1)  Der Hauptschulabschluss nach Klasse 10 und 
der mittlere Schulabschluss (Fachoberschulreife) 
werden in Klasse 10 der Hauptschule, der  Gesamt-
schule und der Sekundarschule nach einem Ab-
schlussverfahren erworben. Dies gilt auch für den 
Erwerb des mittleren Schulabschlusses (Fachober-
schulreife) und eines dem Hauptschulabschluss nach 
Klasse 10 gleichwertigen Abschlusses in der Real-
schule. Die Noten im Zeugnis am Ende der Klasse 
10 beruhen auf

1.  den schulischen Leistungen in der Klasse 10 
sowie Prüfungen in den Fächern Deutsch, Mathe-
matik und Englisch und
2.  den schulischen Leistungen im zweiten Halb-
jahr der Klasse 10 (§ 22 Absatz 2) in den übrigen 
Fächern.

(2)  Alle Schülerinnen und Schüler der Klassen 10 der 
öffentlichen und der als Ersatzschulen genehmig- 
ten Hauptschulen, Realschulen, Gesamtschulen und 
Sekundarschulen nehmen an den Prüfungen teil.

(3)  Für die Prüfungen an einer Schule ist im Rah-
men der Vorgaben des Ministeriums die Schulleite-
rin oder der Schulleiter oder eine von ihr oder ihm 
mit der Koordination beauftragte Lehrkraft verant-
wortlich.

setzt. Die Schülerin oder der Schüler erhält ein neues 
Zeugnis mit einer um eine Notenstufe verbesserten 
Note. Das Zeugnis beträgt das Datum des Tages, an 
dem die Nachprüfung bestanden wurde. Im Übrigen 
gilt § 7.

(6)  Versäumt die Schülerin oder der Schüler aus 
einem von ihr oder ihm zu vertretenden Grund die 
Prüfung oder einen Teil der Prüfung, gilt die Prüfung 
als nicht bestanden. Kann sie oder er aus einem von 
ihr oder ihm nicht zu vertretenden Grund an der 
gesamten Prüfung oder an dem noch fehlenden Teil 
der Prüfung nicht teilnehmen, muss dies unverzüg-
lich nachgewiesen werden; wer wegen einer Krank-
heit nicht teilnehmen kann, hat ein ärztliches Attest 
vorzulegen.

§ 24  Freiwillige Wiederholung der Klassen 9 
und 10 zum Erwerb einer Berechtigung oder 
eines Abschlusses

(1)  Die Klassen 9 und 10 kann einmal freiwillig wie-
derholen, wer zwar einen Abschluss erworben hat, 
aber eine angestrebte weitere Berechtigung verfehlt 
hat. Wer die Berechtigung zum Besuch der gymna-
sialen Oberstufe erworben hat, kann die Klasse 10 
nicht wiederholen.

(2)  Über Absatz 1 hinaus kann die Klasse 10 der 
Gesamtschule oder der Sekundarschule einmal 
freiwillig wiederholen, wer zwar den Hauptschul-
abschluss nach Klasse 10, nicht aber den mittleren 
Schulabschluss (Fachoberschulreife) erworben hat, 
wenn die Versetzungskonferenz festgestellt hat, 
dass die Teilnahme an zwei Erweiterungskursen im 
Wiederholungsjahr möglich ist.

(3)  Die Wiederholung einer Klasse nach den Ab
sätzen 1 und 2 setzt voraus, dass die Schülerin oder 
der Schüler dadurch die Höchstdauer der Ausbildung 
in der Sekundarstufe I (§2) nicht überschreitet.

§ 26  Besondere Versetzungsbestimmungen 
für die Realschule

(1)  Eine Schülerin oder ein Schüler wird auch dann 
in die Klassen 7 bis 10 versetzt, wenn die Leistungen

1. � in nicht mehr als einem der Fächer Deutsch, 
Mathematik, Englisch, Fach des Wahlpflichtun
terrichts mangelhaft sind und die mangelhafte 
Leistung durch eine mindestens befriedigende 
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sie oder er die Versetzungsanforderungen gemäß 
§ 22 Absatz 1 und § 25 Absatz 1 und 2 erfüllt. In 
Klasse 10 Typ A der Hauptschule und im Bildungs-
gang der Hauptschule der Sekundarschule nach  
§ 20 Absatz 8 Nummer 1 werden die Leistungen in 
den Lernbereichen Arbeitslehre und Naturwissen-
schaften jeweils zu einer Gesamtnote zusammen- 
gefasst und der Fächergruppe Deutsch und Mathe-
matik zugeordnet.

(2)  Eine Schülerin oder ein Schüler der Realschule 
oder des Gymnasiums in Aufbauform erwirbt nach 
dem Abschlussverfahren am Ende der Klass 10 einen 
dem Hauptschulabschluss nach Klasse 10 gleichwer- 
tigen Abschluss, wenn die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 erfüllt sind. Eine Schülerin oder ein Schü-
ler des Gymnasiums erwirbt einen dem Hauptschul-
abschluss nach Klasse 10 gleichwertigen Abschluss 
nach Maßgabe der Verordnung über den Bildungs-
gang und die Abiturprüfung in der gymnasialen 
Oberstufe.

§ 42  Mittlerer Schulabschluss   
(Fachoberschulreife)

(1) Sind die Versetzungsanforderungen erfüllt, so 
erwirbt nach dem Abschlussverfahren am Ende der 
Klasse 10 den mittleren Schulabschluss (Fachober-
schulreife)

1. � eine Schülerin oder ein Schüler auf der An- 
spruchsebene der Klasse 10 Typ B der Haupt-
schule,

2. � eine Schülerin oder ein Schüler der Realschule 
und des Bildungsgangs der Realschule der 
Sekundarschule,

3. � eine Schülerin oder ein Schüler des Bildungs-
gangs der Erweiterungsebene der Sekundar-
schule und

4. � eine Schülerin oder ein Schüler des Bildungs-
gangs des Gymnasiums der Sekundarschule.

Das Fach des Wahlpflichtunterrichts wird in der 
Hauptschule nicht berücksichtigt. 

(2)  Eine Schülerin oder ein Schüler des Gymnasiums 
erwirbt den mittleren Schulabschluss (Fachober-
schulreife) nach Maßgabe der Verordnung über den 
Bildungsgang und die Abiturprüfung in der gymna-
sialen Oberstufe.

(3)  Eine Schülerin oder ein Schüler der Gesamt-
schule oder der Sekundarschule erwirbt nach dem 
Abschlussverfahren am Ende der Klasse 10 den 

§ 33  Schriftliche Prüfung

(1)  Das Ministerium stellt landeseinheitliche Prü-
fungsaufgaben und bestimmt die Bearbeitungs-
dauer.

(2)  Die Prüfungsaufgaben beruhen auf den Unter-
richtsvorgaben für die Schulformen der Sekundar-
stufe I. Sie erstrecken sich auf die erwarteten Lern
ergebnisse am Ende der Klasse 10.

§ 36  Mündliche Prüfung

(1)  Die mündliche Prüfung dauert je Schülerin oder 
Schüler in der Regel 15 Minuten. Sie ist eine Einzel-
prüfung.

(2)  Die Fachlehrerin oder der Fachlehrer stellt die 
Prüfungsaufgabe. Sie muss aus dem Unterricht der 
Klasse 10 erwachsen sein.

Schulabschlüsse und Berechtigungen

§ 40  Hauptschulabschluss

(2) Eine Schülerin oder ein Schüler der Hauptschule 
erwirbt mit der Versetzung in die Klassen 10 Typ A 
und Typ B (§ 25) den Hauptschulabschluss.

(3)  Eine Schülerin oder ein Schüler der Gesamt-
schule erwirbt mit der Versetzung in die Klasse 10 
den Hauptschulabschluss, wenn die Versetzungs
anforderungen der Hauptschule (§22 Abs. 1, §25 
Abs. 1 und 2) erfüllt sind.

(4)  Eine Schülerin oder ein Schüler der Bildungs-
gänge der Realschule oder des Gymnasiums der 
Sekundarschule oder der Bildungsgänge der Sekun-
darschule erwirbt am Ende der Klasse 9 mit der Ver-
setzung den Hauptschulabschluss. Dies gilt auch für 
den Erwerb eines dem Hauptschulabschluss gleich-
wertigen Abschlusses an der Realschule und dem 
Gymnasium. Im Fall der Nichtversetzung erwirbt 
die Schülerin oder der Schüler diesen Abschluss, 
wenn sie oder er die Versetzungsanforderungen der 
Hauptschule erfüllt.

§ 41  Hauptschulabschluss nach Klasse 10

(1) Eine Schülerin oder ein Schüler der Hauptschule, 
der Sekundarschule oder der Gesamtschule erwirbt 
nach dem Abschlussverfahren am Ende der Klasse 
10 den Hauptschulabschluss nach Klasse 10, wenn 
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ausgeglichen werden. Bis zu zwei ausreichende 
Leistungen und eine weitere ausreichende oder 
mangelhafte Leistung in der Gruppe der übrigen 
Fächer müssen durch jeweils mindestens gute Leis-
tungen in anderen Fächern ausgeglichen werden. 
Jedes Fach darf nur einmal zum Ausgleich heran-
gezogen werden.

(2) Eine Schülerin oder ein Schüler der Realschule, 
der Realschule in der Aufbauform, des Bildungs-
gangs der Realschule an einer Sekundarschule oder 
der Erweiterungsebene der Sekundarschule mit der 
Berechtigung zum Besuch der gymnasialen Ober-
stufe wird durch Beschluss der Abschlusskonferenz 
zum Besuch auch der Qualifikationsphase der gym-
nasialen Oberstufe zugelassen, wenn

1. � sie oder er bis zum Ende der Klasse 10 am 
Unterricht in einer zweiten Fremdsprache teil-
genommen hat,

2. � die Leistungen die Anforderungen nach Ab- 
satz 1 übertreffen und

3. � die Abschlusskonferenz davon überzeugt ist, 
dass sie oder er aufgrund der gezeigten Leis
tungen erfolgreich am Unterricht in der Qua- 
lifikationsphase teilnehmen kann.

(3)  Eine Schülerin oder ein Schüler des Gymnasi-
ums erwirbt mit der Versetzung am Ende der Klasse 
9 die Berechtigung zum Besuch der gymnasialen 
Oberstufe und setzt dort die Schullaufbahn in der 
Einführungsphase fort. An der Sekundarschule wird 
im Bildungsgang des Gymnasiums diese Berechti-
gung mit dem erfolgreichen Abschluss der Klasse 10 
erworben.

(4)  Eine Schülerin oder ein Schüler der Gesamt-
schule oder der Sekundarschule erwirbt mit dem 
mittleren Schulabschluss (Fachoberschulreife) die 
Berechtigung zum Besuch der gymnasialen Ober-
stufe und setzt die Schullaufbahn dort in der Einfüh-
rungsphase fort, wenn

1. � sie oder er an mindestens drei Erweiterungs-
kursen oder am Unterricht in mindestens drei 
Fächern auf Erweiterungsebene teilgenommen 
hat,

2. � die Leistungen in den Fächern der Erwei
terungskurse oder des Unterrichts der Eweite-
rungsebene und im Fach des Wahlpflichtun-
terrichts mindestens befriedigend und im Fach 
des Grundkurses oder im Fach mit Unterricht 
auf der Grundebene mindestens gut sind und

3. � die Leistungen in den übrigen Fächern mindes
tens befriedigend sind.

mittleren Schulabschluss (Fachoberschulreife), wenn 
sie oder er	

1. � an mindestens zwei Kursen oder dem Unter-
richt in zwei Fächern auf Erweiterungsebene 
teilgenommen hat,

2. � in den Kursen auf Erweiterungsebene oder 
den Fächern mit Unterricht auf Erweiterungs- 
ebene und im Wahlpflichtunterricht mindes- 
tens ausreichende, in den Fächern der Grund-
kurse oder in den Fächern mit Unterricht auf der 
Grundebene mindestens befriedigende Leis- 
tungen erzielt hat und

3. � in den anderen Fächern bei sonst mindestens 
ausreichenden Leistungen in zwei Fächern min- 
destens befriedigende Leistungen erzielt hat.

Hat eine Schülerin oder ein Schüler mehr als zwei 
Erweiterungskurse oder Fächer mit Unterricht auf 
Erweiterungsebene besucht, werden die Leistun-
gen in diesen Fächern wie eine um eine Noten-
stufe bessere Leistung im Grundkurs oder auf der 
Grundebene gewertet. Der Abschluss wird auch 
dann vergeben, wenn die geforderten Leistungen 
in nicht mehr als einem der Fächer Deutsch, Eng-
lisch, Mathematik, Fach des Wahlpflichtunterrichts 
oder in nicht mehr als einem der übrigen Fächer um 
eine Notenstufe unterschritten werden und diese 
Leistung durch eine bessere Leis-tung in einem 
anderen Fach ausgeglichen wird; dabei muss die 
Minderleistung in den Fächern Deutsch, Englisch, 
Mathematik, Fach des Wahlpflichtunterrichts durch 
eine bessere Leistung in einem anderen Fach dieser 
Fächergruppe ausgeglichen werden. Eine Unter-
schreitung der Leistungen in den übrigen Fächern 
um bis zu zwei Notenstufen bleibt unberücksich- 
tigt.

§ 43  Berechtigung zum Besuch der  
gymnasialen Oberstufe

(1) Eine Schülerin oder ein Schüler der Hauptschule, 
der Realschule, der entsprechenden Bildungsgänge 
der Sekundarschule oder der Grundebene der 
Sekundarschule erwirbt mit dem mittleren Schul- 
abschluss (Fachoberschulreife) die Berechtigung 
zum Besuch der gymnasialen Oberstufe und setzt 
die Schullaufbahn dort in der Einführungsphase fort, 
wenn ihre oder seine Leistungen in allen Fächern 
mindestens befriedigend sind. Ausreichende Leis-
tungen in nicht mehr als einem der Fächer Deutsch, 
Mathematik und Englisch müssen durch mindestens 
gute Leistungen in einem anderen dieser Fächer 
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(5)  Eine Schülerin oder ein Schüler der Gesamt-
schule oder der Sekundarschule mit der Berechti- 
gung zum Besuch der gymnasialen Oberstufe wird  
durch Beschluss der Abschlusskonferenz zum Be- 
such auch der Qualifikationsphase der gymnasialen 
Oberstufe zugelassen, wenn sie oder er bis zum 
Ende der Klasse 10 am Unterricht in einer zweiten 
Fremdsprache teilgenommen hat, die Leistungen die 
Anforderungen nach Absatz 4 übertreffen und die 
Abschlusskonferenz davon überzeugt ist, dass sie 
oder er aufgrund der gezeigten Leistungen erfolg-
reich am Unterricht der Qualifikationsphase teil- 
nehmen kann.

(6)  Die Berechtigung zum Besuch der gymnasialen 
Oberstufe schließt die Berechtigung zum Besuch der 
Bildungsgänge des Berufskollegs ein, die zur allge-
meinen Hochschulreife führen.

Bei der Teilnahme an mehr als drei Erweiterungs
kursen oder am Unterricht in mehr als drei Fächern 
auf Erweiterungsebene wird die im Fach des vierten 
Erweiterungskurses oder des vierten Faches auf 
Erweiterungsebene erzielte Leistung wie eine um 
eine Notenstufe bessere Note im Fach des Grund-
kurses oder des Fachs mit Unterricht auf der Grund-
ebene gewertet. Die Berechtigung wird auch dann 
vergeben, wenn die geforderten Leistungen in 
nicht mehr als einem der Fächer Deutsch, Englisch, 
Mathematik, Fach des Wahlpflichtunterrichts um 
eine Notenstufe unterschritten werden und diese 
Leistung durch eine bessere Note in einem anderen 
Fach dieser Fächergruppe ausgeglichen wird. Bis zu 
zwei Unterschreitungen um eine Notenstufe und eine 
weitere Unterschreitung um bis zu zwei Notenstu-
fen in der Gruppe der übrigen Fächer müssen durch 
jeweils mindestens gute Leistungen in anderen 
Fächern ausgeglichen werden. Jedes Fach darf nur 
einmal zum Ausgleich herangezogen werden.
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Zentrale Prüfungen am Ende der Klasse 10 im Schuljahr 2025

1. Allgemeines

Schülerinnen und Schüler der Klassen 10 der  
öffentlichen und der als Ersatzschulen genehmigten 
Hauptschulen, Realschulen, Gymnasien und Ge
samtschulen nehmen an den zentralen Prüfungs
verfahren zum Erwerb des Hauptschulabschlusses 
nach Klasse 10 und des mittleren Schulabschlusses 
(Fachoberschulreife) teil. Teil dieses Verfahrens sind 
schriftliche Prüfungen in den Fächern Deutsch, 
Mathematik und Englisch oder in der ab Klasse 5 
unterrichteten Fremdsprache.

2. Termine

Die Prüfungstage werden im Einzelnen wie folgt 
festgesetzt.

3. Schriftliche Prüfungen in den Fächern 
Deutsch, Mathematik und erste Fremdsprache

Aufgaben: 
Das Ministerium stellt die landeseinheitlichen Auf-
gaben für die schriftlichen Prüfungen zur Verfügung. 
Die schriftlichen Prüfungsaufgaben beruhen auf den 
geltenden Lehrplänen und nehmen in besonderer 
Weise Bezug auf die vom Ministerium erlassenen 
Unterrichtsvorgaben für die jeweiligen Prüfungsfächer.

Schriftliche Prüfungen:

Deutsch	 Dienstag, 27. Mai 2025

Englisch	 Dienstag, 03. Juni 20251) 

Mathematik	 Donnerstag, 05. Juni 2025

Nachschreibtermine 
für schriftliche Prüfungen:

Deutsch	 Donnerstag, 12. Juni 2025

Englisch	 Freitag, 13. Juni 2025

Mathematik	 Dienstag, 17. Juni 2025

Die schriftlichen Prüfungen beginnen jeweils um 
9:00 Uhr.
Bekanntgabe der Vornoten und Prüfungsnoten:
Montag, 23. Juni 2025

Mündliche Prüfung:

Erster Tag	 Dienstag, 01. Juli 2025 

Letzter Tag	 Dienstag, 08. Juli 2025 

Die mündlichen Prüfungen werden innerhalb die-
ses Zeitrahmens von den Schulen selbst terminiert.

1) �Schulleitungen können Schülerinnen und Schüler jüdi
schen Glaubens bedingt durch einen Feiertag auf Antrag 
eine Befreiung vom Unterricht und somit auch von der 
Prüfung an diesem Tag gewähren und die Teilnahme 
am Nachschreibtermin zulassen (BASS 12-52 Nr. 1).

Die Schülerinnen und Schüler werden grundsätzlich 
in den Fächern Deutsch, Mathematik und Englisch 
schriftlich geprüft.

An Stelle von Englisch können sie in Latein, Fran
zösisch, Italienisch oder Spanisch schriftlich geprüft 
werden, wenn sie es wünschen und sie in dieser 
Fremdsprache seit der Klasse 5 unterrichtet wurden.

Durchführung: 
Die Bearbeitungsdauer für die schriftlichen Prüfun
gen wird wie folgt festgelegt:

– � Für Schülerinnen und Schüler der Hauptschulen 
Klasse 10 Typ A und für Schülerinnen und Schü-
ler der Gesamtschulen, die das jeweilige Prü-
fungsfach zu Beginn der Klasse 10 als Grund-
kurs belegt haben:
Deutsch	 125 Minuten
Mathematik	 90 Minuten
Fremdsprache	 90 Minuten

– � Für Schülerinnen und Schüler der Hauptschulen 
Klasse 10 Typ B, der Realschulen, der Gym-
nasien und für Schülerinnen und Schüler der 
Gesamtschulen, die das jeweilige Prüfungsfach 
zu Beginn der Klasse 10 als Erweiterungskurs 
belegt haben:
Deutsch	 150 Minuten
Mathematik	 120 Minuten
Fremdsprache	120 Minuten

Die schriftlichen Prüfungsaufgaben bestehen aus 
zwei Teilen. Im ersten, sehr viel kürzeren Teil wer-
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den die im Laufe der Klasse 5 bis 10 entwickelten 
Basiskompetenzen überprüft. Sie sind unabhängig 
von der Schulform für alle Schülerinnen und Schüler, 
die auf demselben Abschlussniveau geprüft werden, 
identisch.

Im zweiten, wesentlich umfangreicheren Teil der 
schriftlichen Prüfungsarbeit werden Aufgaben ge
stellt, die Kompetenzen aus dem Doppeljahrgang 
9/10 voraussetzen und sich auf inhaltliche Schwer-

punkte der Klasse 10 beziehen. Aufgabenarten und 
Anforderungen in diesem Aufgabenteil orientieren 
sich an den Lehrplänen und Rahmenbedingungen 
der unterschiedlichen Schulformen und Bildungs-
gänge. Aufgabenbeispiele mit Bewertungsvorgaben 
und Erläuterungen werden im learn-line unter  
http://www.learn-line.nrw.de/angebote/pruefungen10/ 
bereit gestellt.	

Zentrale Prüfungen am Ende der Klasse 10
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Allgemeine Bestimmungen

§ 1  Geltungsbereich, Ziel und Gliederung  
des Bildungsganges

(1)  Diese Verordnung gilt für die gymnasiale Ober-
stufe des Gymnasiums und der Gesamtschule.

(2)  Die gymnasiale Oberstufe setzt die Bildungs- 
und Erziehungsarbeit der Sekundarstufe I fort, ver-
tieft und erweitert sie; sie schließt mit der Abiturprü-
fung ab und vermittelt die allgemeine Hochschul-
reife. Individuelle Schwerpunktsetzung und vertiefte 
allgemeine Bildung führen auf der Grundlage eines 
wissenschaftspropädeutischen Unterrichts zur allge-
meinen Studierfähigkeit und bereiten auf die Berufs- 
und Arbeitswelt vor.

(3)  Die gymnasiale Oberstufe besteht aus der Ein
führungsphase und der Qualifikationsphase. Der 
Pflichtunterricht umfasst insgesamt 102 Wochen-
stunden. Am Ende der Qualifikationsphase finden die  
Zulassung zur Abiturprüfung und die Abiturprüfung 
statt. Aus den anrechenbaren Leistungen aus der 
Qualifikationsphase und in der Abiturprüfung wird 
eine Gesamtqualifikation ermittelt, die die Grundlage 
für die Zuerkennung der allgemeinen Hochschulreife 
ist.

§ 2  Dauer des Bildungsganges

(1)  Der Besuch der gymnasialen Oberstufe dauert  
in der Regel drei, wenigstens zwei und höchstens 
vier Jahre. Wer innerhalb der Vierjahresfrist nicht 
mehr die Zulassung zur Abiturprüfung erlangen 
kann, muss die gymnasiale Oberstufe verlassen.

Bildungsgang und die Abiturprüfung  
in der gymnasialen Oberstufe

Auszug aus der Verordnung vom 5. Oktober 1998 mit Änderungen vom 01. Mai 2021
Diese Vorschriften – APO-GOStB – gelten für Schülerinnen und Schüler des gymnasialen Bildungsganges,  

die ab dem Schuljahr 2010/2011 in die gymnasiale Oberstufe eintreten (Schulzeit 12 Jahre).  
Sie gilt ebenso für Schülerinnen und Schüler an Gesamtschulen, die ab dem Schuljahr 2011/2012  

in die Oberstufe eintreten (Schulzeit 13 Jahre).
Stand vom 15. Juli 2024

Bestimmungen für den Unterricht

§ 6  Grundstruktur der Unterrichts
organisation und allgemeine Belegungs
bedingungen

(1)  In die Einführungsphase wird der Unterricht in 
Grundkursen, in der Qualifikationsphase in Grund- 
und Leistungskursen erteilt. Soweit diese Verord-
nung nichts anderes bestimmt, werden Grundkurse 
mit drei, Grundkurse in neu einsetzenden Fremd-
sprachen mit vier und Leistungskurse mit fünf 
Wochenstunden unterrichtet. Jeder Kurs dauert ein 
Schulhalbjahr.

(3)  Grund- und Leistungskurse werden den Schüle-
rinnen und Schülern in einem Pflichtbereich und in 
einem Wahlbereich angeboten. Sie wählen die für 
ihre jeweilige Schullaufbahn erforderlichen Grund- 
und Leistungskurse aus dem Unterrichtsangebot der 
Schule.

(4)  Die drei Aufgabenfelder sind bei der Einrichtung 
der Leistungskurse möglichst differenziert zu berück
sichtigen. Mindestens Deutsch, eine Fremdsprache, 
Mathematik, eine Naturwissenschaft und eine Ge
sellschaftswissenschaft sind als Leistungskurse zur 
Wahl zu stellen.

(6)  Die zu belegenden Fächer der gemeinsamen 
Grundbildung (§ 11) und die Abiturfächer (§ 12) 
sind grundsätzlich von der Einführungsphase an 
durchgehend in jedem Halbjahr entsprechend der 
jeweiligen Dauer der Pflichtbindungen zu belegen. 
Diese Fächer werden als Folgekurse unterrichtet.

(7)  Kurse, die mit null Punkten abgeschlossen wer-
den, gelten als nicht belegt.
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(8)  Im selben Fach dürfen Grund- und Leistungs-
kurse nicht belegt werden.

(9)  Abiturfächer, die zu Beginn des ersten Jahres 
der Qualifikationsphase als Leistungskurs und zu 
Beginn des zweiten Jahres der Qualifikationsphase 
als Grundkurs geführt werden, werden unabhängig 
von der Zahl der teilnehmenden Schülerinnen und 
Schüler bis zur Abiturprüfung fortgesetzt.

§ 7  Aufgabenfelder und Unterrichtsfächer

(1)  Die in der Oberstufe unterrichteten Fächer wer-
den wie folgt Aufgabenfeldern zugeordnet:

1. � dem sprachlich-literarisch-künstlerischen Auf-
gabenfeld (Aufgabenfeld I): Deutsch, Musik, 
Kunst, Englisch, Französisch, usw.;

2. � dem gesellschaftswissenschaftlichen Aufgaben
feld (Aufgabenfeld II): Geschichte, Geogra-
phie, Philosophie, Sozialwissenschaften, Recht, 
Erziehungswissenschaft, Psychologie;

3. � dem mathematisch-naturwissenschaftlich-tech- 
nischen Aufgabenfeld (Aufgabenfeld III): Ma- 
thematik, Physik, Biologie, Chemie, Ernäh-
rungslehre, Informatik, Technik.

§ 8  Einführungsphase

(1)  Die Aufgabe der Einführungsphase besteht 
darin, die Schülerinnen und Schüler inhaltlich und 
methodisch auf die Anforderungen der Qualifika
tionsphase vorzubereiten. In der Einführungspha- 
se beträgt die Schülerwochenstundenzahl durch-
schnittlich 34 Unterrichtsstunden.

(2)  Im Pflichtbereich sind in beiden Schulhalbjah-
ren durchgehend neun Grundkurse zu belegen, 
und zwar Deutsch, Mathematik, eine in der Sekun-
darstufe I begonnene erste oder zweite oder dritte 
Fremdsprache, Kunst oder Musik, ein gesellschafts-
wissenschaftliches Fach, ein naturwissenschaftliches 
Fach (Physik, Biologie, Chemie), Religionslehre 
und Sport. Neuntes Pflichtfach ist entweder eine 
weitere Fremdsprache oder ein weiteres Fach des 
mathematisch-naturwissenschaftlich-technischen Auf-
gabenfeldes.

(5)  Schülerinnen und Schüler, die keinen aufsteigen
den Pflichtunterricht im Umfang von vier Jahren in 
einer zweiten Fremdsprache bis zum Ende der Se
kundarstufe I erhalten haben, müssen zum Erwerb 
der allgemeinen Hochschulreife in der gymnasialen 

Oberstufe eine neu einsetzende zweite Fremdspra-
che durchgehend im Umfang von vier Wochen-
stunden belegen. Wer in der Jahrgangsstufe 8 eine 
zweite Fremdsprache begonnen hat, muss diese bis 
zum Ende der Einführungsphase fortführen.

§ 9  Versetzung in die Qualifikationsphase

(1)  Die Versetzung in die Qualifikationsphase richtet 
sich nach § 50 SchulG.

(3)  Grundlage der Versetzungsentscheidung sind 
die Leistungen in den neun Kursen des Pflichtbe-
reichs gemäß § 8 Abs. 2 und in einem Kurs des 
Wahlbereichs gemäß § 8 Abs. 4, die im zweiten 
Halbjahr der Einführungsphase seit der letzten 
Zeugniserteilung erbracht wurden. 

(4)  Die Versetzung wird ausgesprochen, wenn in 
den zehn versetzungswirksamen Kursen ausreichen
de oder bessere Leistungen erzielt wurden. Versetzt 
wird auch, wer in nicht mehr als einem der ver
setzungswirksamen Kurse mangelhafte und in den 
übrigen Kursen mindestens ausreichende Leistungen 
erbracht hat. Mangelhafte Leistungen in einem der 
Fächer Deutsch, Mathematik und der fortgeführten 
Fremdsprache gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 müssen 
durch eine mindestens befriedigende Leistung in 
einem anderen Fach dieser Fächergruppe ausge
glichen werden. In allen anderen Fällen ist eine Ver-
setzung nicht möglich.

§ 11  Qualifikationsphase

(1)  In der Qualifikationsphase beträgt die Schü-
lerwochenstundenzahl durchschnittlich 34 Unter-
richtsstunden. Die Schülerinnen und Schüler wählen 
aus den in der Einführungsphase belegten Fächern 
des Pflicht- und Wahlbereichs zwei Fächer als 
Leistungskurse und mindestens sieben Fächer als 
Grundkurse. Darüber hinaus stehen zur Erfüllung 
der Pflichtbedingungen gemäß Satz 1 bis zu zwei 
Halbjahreskurse in Vertiefungsfächern und höchs-
tens ein Projektkurs zur Verfügung. Die Vorgaben 
für die Wahl der Abiturfächer (§ 12)  sind bei der 
Belegung zu beachten.

(2)  Im sprachlich-literarisch-künstlerischen Aufga-
benfeld sind mindestens folgende Pflichtkurse zu 
belegen:

1. � Deutsch wird mindestens in Grundkursen bis 
zum Ende der Qualifikationsphase fortgeführt.

Bildungsgang und die Abiturprüfung in der gymnasialen Oberstufe
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2. � Eine in der Sekundarstufe I begonnene und 
in der Einführungsphase fortgeführte Fremd-
sprache wird mindestens in Grundkursen bis 
zum Ende der Qualifikationsphase fortgeführt. 
Diese Bedingung kann auch durch einen in 
der Sekundarstufe II durchgehend belegten 
vierstündigen Grundkurs in einer neu einset-
zenden Fremdsprache erfüllt werden. Die aus 
der Sekundarstufe I fortgeführte Fremdsprache 
muss in diesen Fällen mindestens bis zum Ende 
der Einführungsphase belegt werden.

3. � Schülerinnen und Schüler, die in der Sekun
darstufe I keinen fortlaufenden Pflichtunter-
richt in einer zweiten Fremdsprache erhalten 
haben, müssen zum Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife in der Qualifikationsphase ihre 
gemäß § 8 Abs. 5 im ersten Halbjahr der Ein-
führungsphase begonnene zweite Fremdspra-
che kontinuierlich bis zum Ende des letzten 
Halbjahres der Qualifikationsphase fortsetzen.

4. � In der Qualifikationsphase sind mindestens 
zwei aufeinander folgende Grundkurse in Kunst  
oder Musik zu belegen. Anstelle eines künst-
lerischen Faches können auch zwei instrumen-
talpraktische oder zwei vokalpraktische Grund-
kurse oder zwei Grundkurse in Literatur in der 
Qualifikationsphase belegt werden.

(3)  Im gesellschaftswissenschaftlichen Aufgabenfeld 
sind in der Qualifikationsphase folgende Pflichtkurse 
zu belegen:

1. � Das aus der Einführungsphase fortgeführte 
gesellschaftswissenschaftliche Fach wird min-
destens in Grundkursen bis zum Ende der Qua-
lifikationsphase belegt.

2. � Schülerinnen und Schüler, die das Fach Ge
schichte gewählt haben, belegen in der Re- 
gel im zweiten Jahr der Qualifikationsphase 
zusätzlich zwei Grundkurse in Sozialwissen-
schaften.

3. � Schülerinnen und Schüler, die das Fach Sozial-
wissenschaften gewählt haben, belegen in der 
Regel im zweiten Jahr der Qualifikationsphase 
zusätzlich zwei Grundkurse in Geschichte.

4. � Schülerinnen und Schüler, die ein anderes Fach 
des gesellschaftswissenschaftlichen Aufgaben-
feldes gewählt haben, belegen in der Regel im 
zweiten Jahr der Qualifikationsphase zusätz-
lich je zwei Grundkurse in Geschichte und in 
Sozialwissenschaften.

(4)  Im mathematisch-naturwissenschaftlichen Auf-
gabenfeld sind mindestens folgende Pflichtkurse zu 
belegen:

1. � Mathematik wird mindestens in Grundkursen 
bis zum Ende der Qualifikationsphase fortge-
führt.

2. � Ein aus der Einführungsphase fortgeführtes 
naturwissenschaftliches Fach (Physik, Biologie 
oder Chemie) wird mindestens in Grundkursen 
bis zum Ende der Qualifikationsphase fortge-
führt.

(6)  Religionslehre oder das Fach gemäß § 8 Abs. 3 
wird mindestens mit zwei Grundkursen fortgeführt.

(7)  Sport wird bis zum Ende der Qualifikations-
phase fortgeführt.

Bildungsgang und die Abiturprüfung in der gymnasialen Oberstufe
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gesetzes kennen. Die Eltern können Gesetze, Erlasse 
und die Vorgaben für den Unterricht (Richtlinien, 
Rahmenvorgaben, Lehrpläne) in Amtsblättern oder 
in anderen Schriften des Ministeriums für Schule 
und Weiterbildung in der Schule einsehen. Schul-
leitung und Lehrkräfte stehen ihnen dabei beratend 
zur Seite.

Mitwirkung ist das Recht auf Beteiligung (An- 
hörungs-, Anregungs- und Vorschlagsrechte) oder 
auf Entscheidung. Die Gremien der Schulmitwirkung 
haben außerdem ein Auskunfts- und Beschwerde-
recht gegenüber der Schulleitung und Anspruch auf 
eine begründete schriftliche Antwort.

Meinungsverschiedenheiten gehören in einer Demo-
kratie zum Alltag. Sie können und müssen nicht 
immer ausgeräumt werden. Es ist aber wichtig, 
dass Eltern, Lehrerinnen und Lehrer nicht gegenei-
nander arbeiten. Gelingt es einem Gremium nicht, 
Lösungen zu finden, mit denen alle Mitglieder ein-
verstanden sind, muss die Mehrheit entscheiden. 
Aber auch dann sollten sich alle Beteiligten um 
Entscheidungen bemühen, die auch vor der unterle-
genen Minderheit mitgetragen werden können.

Die Tätigkeit der Eltern sowie der Schülerinnen und 
Schüler in den Mitwirkungsgremien ist ehrenamt-
lich. Bei den Sitzungsterminen ist Rücksicht auf die 
Berufstätigkeit der Mitglieder zu nehmen.

Die Klassenpflegschaft

Alle Eltern der Schülerinnen und Schüler einer Klasse 
bilden die Klassenpflegschaft. Die Klassenpfleg-
schaft wählt aus ihrer Mitte zu Beginn des Schul
jahres eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und 
eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. Beide 
nehmen über ihre Aufgaben in der Klassenpfleg-
schaft hinaus mit beratender Stimme an der Klas-
senkonferenz teil.

Die Klassenpflegschaft dient der Zusammenarbeit 
von Eltern, Lehrerinnen und Lehrern, Schülerinnen 
und Schülern. Dazu gehören die Information und  

Grundsätzliches über die Elternmitwirkung

Das Recht der Eltern, durch ihre Vertretungen an der 
Gestaltung des Schulwesens mitzuwirken, hat einen 
hohen Stellenwert und ist in Nordrhein-Westfalen in 
der Landesverfassung (Art. 10 Absatz 2) verankert. 
Wie Mitwirkung im Einzelnen abläuft, regelt das 
Schulgesetz (SchulG) und hier vor allem der Teil über 
die Schulverfassung (§§ 62 ff. SchulG).

Lehrkräfte, Eltern sowie Schülerinnen und Schüler 
sollen in vertrauensvoller Zusammenarbeit an der 
Bildungs- und Erziehungsarbeit der Schule mitwir-
ken und dadurch die Eigenverantwortung in der 
Schule fördern. Zur vertrauensvollen Zusammenar-
beit gehören der offene Austausch von Meinungen 
und Informationen, eine Kultur des Dialogs, der 
Respekt vor der Meinung anderer und der Wille  
zum Konsens. Nur so kann die Schulmitwirkung  
die Gestaltungskraft erlangen, die der Gesetzgeber 
beabsichtigt hat.

Alle Eltern haben das Recht, von den Lehrerinnen 
und Lehrern über die Lern- und Leistungsentwick-
lung sowie über das Arbeits- und Sozialverhalten 
ihrer Kinder unterrichtet zu werden. Sie können 
nach Absprache mit der Lehrerin oder dem Lehrer 
am Unterricht des eigenen Kindes teilnehmen.

Auch die Mitarbeit in hierfür geeigneten Unterrichts-
bereichen ist möglich, wenn die Klassenpflegschaft 
und die Schulleitung zustimmen. In Frage kommen 
Projekte, Lesestunden, Förderstunden, Arbeitsge-
meinschaften sowie die Mitarbeit bei Schulveran-
staltungen und bei Ganztagsangeboten außerhalb 
des Unterrichts.

Gremien, in denen Eltern mitwirken, sind die Klas-
senpflegschaft, die Klassenkonferenz, die Schul-
pflegschaft, die Fachkonferenzen und die Schul- 
konferenz. 

Schulmitwirkung kann besser wahrgenommen wer-
den, wenn alle Mitglieder in den Mitwirkungsgre-
mien, besonders aber die Mitglieder der Schulkon-
ferenz, die wesentlichen Bestimmungen des Schul-

Elternmitwirkung in der Schule
Auszug aus der Information des Ministeriums für Schule und Weiterbildung



28GESETZE · ERLASSE · VERORDNUNGEN 2024/2025 www.aufgabenbuch.de

Elternmitwirkung in der Schule

renzen der Hauptschulen, der Realschulen, der Gym
nasien und der Gesamtschule jeweils die gleiche 
Zahl von Sitzen (Drittelparität). In den Grundschulen 
ist die Anzahl von Lehrer- und Elternvertretung wei-
terhin gleich.

Die Schulkonferenz kann mit Zwei-Drittel-Mehrheit 
eine höhere Mitgliederzahl beschließen als das Schul
gesetz vorsieht. Zum Beispiel empfiehlt es sich an 
Gymnasien und an Gesamtschulen, die Mitglieder-
zahl von 20 auf 21 zu erhöhen. Damit wird durch  
je sieben Lehrer-, Eltern- und Schülervertreter die 
gesetzlich verbindliche Drittelparität gewahrt.

Die Schulkonferenz berät in grundsätzlichen Ange
legenheiten der Schule und vermittelt bei Konflikten 
innerhalb der Schule. Sie kann Vorschläge und An
regungen an den Schulträger und an die Schulauf-
sichtsbehörde richten. Die vielfältigen Aufgaben der 
Schulkonferenz sind in § 65 Schulgesetz geregelt. 
Das Schulgesetz unterscheidet je nach Aufgabe der 
Schulkonferenz zwischen umfassenden Gestaltungs-
rechten, der Zustimmung zu Vorschlägen der Schul-
leitung oder des Schulträgers, der Verabschiedung 
von Grundsätzen, Vorschlägen oder Stellungnahmen.

Beschlüsse der Schulkonferenz werden in der Regel 
mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen ge
fasst. An Hauptschulen, Realschulen, Gymnasien 
und Gesamtschulen ist in einigen Angelegenheiten 
(Nr. 2, 8, 9, 11, 15 und 20 des Aufgabenkatalogs) 
für einen Beschluss neben der Stimmenmehrheit der 
Mitglieder auch die Stimmenmehrheit der Lehrer
vertretung erforderlich.

Wahlen

Die Mitglieder der Mitwirkungsgremien werden für 
ein Schuljahr gewählt. Jeweils zu Beginn des Schul-
jahres gibt das Ministerium für Schule und Weiterbil
dung einen Wahlkalender mit Empfehlungen für die 
Wahltermine heraus. Dieser Wahlkalender enthält 
auch Informationen zu den wichtigsten Formalien.
Die Schulen stellen den Wahlkalender allen Eltern-
vertreterinnen und Elternvertretern zur Verfügung.

Die Wahlen in den Klassenpflegschaften sollten in 
den ersten drei Wochen nach Unterrichtsbeginn 
stattfinden, die Wahlen in der Schulpflegschaft in 
den ersten fünf Wochen. Zu den Sitzungen lädt die 
oder der bisherige Vorsitzende ein. Wenn das nicht 
möglich ist, übernimmt diese Aufgabe in der Klas-
senpflegschaft die Klassenlehrerin oder der Klassen
lehrer, in der Jahrgangsstufenpflegschaft die Jahr-

der Meinungsaustausch über Angelegenheiten der 
Schule, vor allem aber über die Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit in der Klasse. 

Themen können sein:

•  Hausaufgaben	  
•  Leistungsüberprüfungen	  
•  Arbeitsgemeinschaften	  
•  Schulveranstaltungen außerhalb der Schule	
•  Anregungen zur Einführung von Lernmitteln	
•  Erziehungsschwierigkeiten.

Die Klassenpflegschaft kann bei der Planung und 
Organisation von Klassenfahrten helfen, diese be
gleiten oder sich an Klassen- und Schulfesten be
teiligen.

Die Klassenkonferenz

Mitglieder der Klassenkonferenz sind die Lehrerin
nen und Lehrer, die in der Klasse unterrichten, sowie 
das in der Klasse eingesetzte weitere pädagogische 
und sozialpädagogische Personal. An den Sitzungen 
der Klassenkonferenz nehmen die oder der Vorsit-
zende der Klassenpflegschaft und ab Klasse 7 die 
Klassensprecherin oder der Klassensprecher sowie 
deren Stellvertretungen mit beratender Stimme teil. 
Dies gilt nicht, soweit es um die Leistungsbewertung 
einzelner Schülerinnen und Schüler geht.

Die Klassenkonferenz entscheidet über die Bildungs- 
und Erziehungsarbeit in der Klasse (z.B. über Formen 
des fächerübergreifenden oder projektbezogenen 
Unterrichts). Sie berät über den Leistungsstand 
der Schülerinnen und Schüler und entscheidet über 
Versetzung sowie über die Vergabe von Abschlüssen. 
An Ordnungsmaßnahmen werden Elternvertreter 
und Schülervertreter nur dann beteiligt, wenn die 
Betroffenen nicht widersprechen.

Die Schulkonferenz

Die Schulkonferenz ist das oberste Mitwirkungsgre-
mium der Schule. Dort arbeiten die Vertreterinnen 
und Vertreter der Eltern, der Schülerinnen und  
Schüler sowie der Lehrerinnen und Lehrer zusam-
men. Die Elternvertreter werden von der Schul-
pflegschaft, die Schülervertreter vom Schülerrat, die 
Vertreter der Lehrerinnen und Lehrer von der Lehrer-
konferenz gewählt.

Seit dem Schuljahr 2005/2006 haben die Lehrer-, 
Eltern- und Schülervertretungen in den Schulkonfe-



29GESETZE · ERLASSE · VERORDNUNGEN 2024/2025 www.aufgabenbuch.de

dabei an die Beschlüsse der Schulkonferenz gebun-
den, soweit deren Entscheidungsbefugnis reicht.

Die Schulpflegschaft vertritt die Interessen der Eltern 
nach innen gegenüber der Schulleitung und den 
anderen Schulmitwirkungsgremien. Wer als Vor
sitzende oder Vorsitzender eines Elterngremiums 
nach außen auftritt, kann dabei nicht für die Schule 
sprechen. Schulträger und Schulaufsicht hören 
Elternvertreterinnen und Elternvertreter häufig un
mittelbar an. In solchen Fällen sollte selbstverständ-
lich sein, dass sie allein die Beschlüsse ihrer Gremien 
vertreten und nicht ihre persönliche Meinung als 
„den Elternwillen“ vortragen.

gangsstufenleiterin oder der Jahrgangsstufenleiter, 
in allen anderen Fällen die Schulleiterin oder der 
Schulleiter.

Für das Verfahren in den schulischen Mitwirkungs-
gremien ist § 63 Schulgesetz verbindlich, für die 
Wahlen zu den schulischen Mitwirkungsgremien 
§ 64 Schulgesetz.

Elternvertretung nach außen

Die Schulleiterin oder der Schulleiter vertritt die 
Schule nach außen, gegenüber dem Schulträger, der 
Schulaufsicht und der Öffentlichkeit. Sie oder er ist 

Elternmitwirkung in der Schule



30GESETZE · ERLASSE · VERORDNUNGEN 2024/2025 www.aufgabenbuch.de

Als Teil der Schule ist die SV an den Grundsatz der 
Unparteilichkeit der Schule gebunden (§ 35 Abs. 2 
ASchO). Die SV kann im Rahmen des Auftrags der 
Schule schulpolitische, d.h. solche Belange wahr-
nehmen, die die Schüler in ihrer durch den Besuch 
einer Schule und die Ausbildung gekennzeichneten 
spezifischen Situation unter Berücksichtigung des 
bildungspolitischen Gesamtzusammenhangs betref-
fen. Dies beeinhaltet jedoch nicht das Recht, sich 
beispielsweise zugunsten oder zuungunsten einer 
politischen Partei oder deren Vertreter auszusprechen.

Ein allgemeines politisches Mandat steht Schüler-
vertretern und Schülervertretungen nicht zu. 

Die Vertreter der SV sind in ihren Entscheidungen 
frei, jedoch der Schülerschaft verantwortlich. Bei der 
Tätigkeit in den Mitwirkungsorganen sind sie bei  
Wahlen und Abstimmungen nicht an Weisungen 
gebunden. Im Übrigen sind sie verpflichtet, Mehr-
heitsbeschlüsse auszuführen. 

Die Vertreter der SV sind verpflichtet, ihren Mit
schülern über ihre Tätigkeit zu berichten und sie 
über Beschlüsse der Mitwirkungsorgane zu infor-
mieren, sofern diese nicht vertraulich sind. 

Der SV ist für ihre Bekanntmachungen ein „schwar
zes Brett“ zur Verfügung zu stellen. 

Die SV kann sich im Rahmen der geltenden Bestim-
mungen eine Satzung geben, in der Regelungen 
über Einzelheiten von Aufgaben und der Arbeit der 
SV an der jeweiligen Schule getroffen werden. Die 
Satzung bedarf keiner Genehmigung. 

Das Recht der Schüler, außerhalb der Schule Vereini
gungen zu bilden oder ihnen beizutreten, bleibt 
unberührt. Solche Vereinigungen, die beispielsweise 
politischen, sportlichen, kulturellen, konfessionellen, 
gesellschaftlichen oder fachlichen Zielen dienen 
können, sind keine Schülervertretungen im Sinne 
dieses Erlasses. 

1.  Grundsätze

Die SV vertritt im Rahmen des Bildungs- und Erzie-
hungsauftrags der Schule die Rechte der Schüler, 
fördert und nimmt deren Interessen wahr und wirkt 
dadurch bei der Gestaltung des schulischen Lebens 
mit. Sie ist unbeschadet der besonderen Aufgaben 
ihrer Organe Sache aller Schüler, die durch sie bei 
der Verwirklichung des Bildungs- und Erziehungs-
auftrags der Schule mitwirken. 

Der Wirkungsbereich der SV ergibt sich aus dem  
Auftrag der Schule. Zu diesem gehört neben der Ver
mittlung von Fachwissen auch, Schüler zu selbst-
ständigem kritischem Urteil, zu eigenverantwortli
chem Handeln und zur Wahrnehmung von Rechten 
und Pflichten im politischen und gesellschaftlichen 
Leben zu befähigen. Seine Verwirklichung erfordert 
bei Anerkennung unterschiedlicher Interessen part- 
nerschaftliches Zusammenwirken sowie die Bereit-
schaft, durch offene und faire Diskussion und sach
liche Argumentation in Konfliktfällen nach gemein-
samen Lösungsmöglichkeiten zu suchen.	  

Ebenso wie die Mitwirkung der Lehrer und der 
Eltern ist auch die Mitwirkung der Schüler in der SV 
unverzichtbarer Bestandteil bei der Verwirklichung 
des Bildungs- und Erziehungsauftrags der Schule. 
Deshalb sollen Lehrer, Eltern und Schulaufsichts
behörden sie bei ihrer Tätigkeit unterstützen. 

Art und Umfang der Mitwirkung sowie der Grad  
der Selbstständigkeit und Verantwortlichkeit bei der 
Wahrnehmung der Aufgaben hängen von der Ent-
wicklung der Schüler ab. 

Der Schwerpunkt der Arbeit der SV liegt bei der ein-
zelnen Schule. Die Arbeit in örtlichen und überörtli
chen Zusammenschlüssen der SV ergänzt die Arbeit 
an der einzelnen Schule. 

Die SV ist Teil der Schule und unterliegt damit den 
für die Schule geltenden Vorschriften. 

Die Mitwirkung der Schülervertretung in der Schule
nach dem Schulmitwirkungsgesetz (SV-Erlass)

Auszug aus dem Runderlass des Kultusministers vom 22. November 1979  
Stand 01. Juli 2013
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Schülervertretung (SV-Erlass)

sche, die den Unterricht und das Schulleben betref-
fen, und ihre Einwände, wenn sie sich ungerecht 
behandelt fühlen, mit Lehrern besprechen. 

Der Klassensprecher vertritt die Interessen der 
Klasse. Er führt die Beschlüsse der Klasse aus. Der 
Klassensprecher informiert die Klasse über wich-
tige Angelegenheiten der SV und solche, die für 
sie von allgemeiner Bedeutung sind. Er bereitet die 
SV-Stunde vor und leitet sie. Der Schülerrat ist für 
alle Fragen der SV zuständig, die über den Bereich 
der einzelnen Klasse oder Jahrgangsstufe hinaus- 
gehen. 

Der Schülerrat setzt sich zusammen aus den Spre-
chern der Klassen, der Jahrgangsstufen und den 
weiteren Vertretern der Jahrgangsstufen im Sinne 
von § 12 Abs. 5 SchMG. Auf Beschluss des Schü-
lerrats können stellvertretende Klassensprecher mit 
beratender Stimme an den Sitzungen des Schüler-
rats teilnehmen, sofern für sie dadurch kein Unter-
richt ausfällt. 

Der Schülerrat kann aus seiner Mitte für besondere 
Aufgaben Ausschüsse bilden. Diese beraten über die 
ihnen vom Schülerrat zugewiesenen Aufgaben und 
bereiten Beschlüsse des Schülerrats vor. 

Für die Oberstufe des Gymnasiums kann der Schü
lerrat einen Oberstufenausschuss bilden, dem die 
Jahrgangsstufensprecher der Jahrgangsstufen 11–13 
angehören. Er berät den Schülerrat in allen Ange
legenheiten der Oberstufe. 

Neben der Tätigkeit in den Mitwirkungsorganen der 
Schule nach dem Schulmitwirkungsgesetz berät und 
beschließt der Schülerrat insbesondere über:

1.  die Satzung der SV,
2. � Mitwirkung in Zusammenschlüssen von  

Schülervertretungen,
3.  Wahl von Delegierten.

Der Schulleiter oder ein von ihm beauftragter Lehrer

–  erörtert einmal im Monat mit dem Schülerrat in 
Anwesenheit des Verbindungslehrers schulische 
Fragen,

–  gibt dem Schülerrat alle Gesetze, Erlasse und 
Verfügungen, die für die Schüler von Bedeutung 
sind, möglichst durch Zuleitung einer Kopie der  
Vorschriften bekannt.

Der Schülerrat kann während der allgemeinen 
Unterrichtszeit zusammentreten; dabei ist auf die 
Unterrichtsveranstaltungen Rücksicht zu nehmen. 

2.  Aufgaben der SV

Im Rahmen des Schulmitwirkungsgesetzes wirkt die 
SV durch ihre Organe an Entscheidungen der Schule 
mit. Außer der Mitwirkung am Entscheidungsverfah
ren und der Teilnahme an Konferenzen gehört zur 
Mitwirkung der Schüler bei der Verwirklichung des 
Bildungs- und Erziehungsauftrags der Schule ins
besondere:

Die Förderung von fachlichen, kulturellen, sport
lichen, politischen und sozialen Interessen der  
Schüler. 

Hierzu gehören insbesondere:

– � Arbeitskreise über selbstgewählte Themen ein
schließlich solcher über politische Fragen,

– � Forumsgespräche und Vortragsveranstaltungen, 
bei denen Vertretern unterschiedlicher Rich-
tungen die Möglichkeit zur Diskussion eines  
bestimmten Themas gegeben wird,

– � Arbeitsgemeinschaften, Fach- und Neigungs-
gruppen.

Das Recht, Probleme des schulischen Lebens sowie 
Beschwerden allgemeiner Art aufzugreifen, sie mit 
den am Schulleben Beteiligten zu diskutieren und 
sie über die Schule den Schulaufsichtsbehörden vor-
zutragen. 

Das Recht, im Einzelfall einen Schüler ihrer Schule 
auf dessen Wunsch bei der Wahrnehmung seiner 
Rechte gegenüber Schulleiter und Lehrern, insbe
sondere bei Ordnungsmaßnahmen und Beschwer
defällen zu beraten und zu unterstützen. 

Das Recht zur Abgabe von Erklärungen an die 
Öffentlichkeit im Rahmen des schulpolitischen  
Mandats. Derartige Erklärungen können nur abge-
geben werden, wenn ein entsprechender Beschluss 
des Schülerrats vorliegt.

3.  Organe der SV

Die Belange der Schüler werden vertreten in Klasse, 
Jahrgangsstufe, Kurs, Schülerrat und Schülerver-
sammlung sowie durch die Schülervertreter (Klas-
sensprecher, Jahrgangsstufensprecher, weitere Ver-
treter der Jahrgangsstufe im Sinne von § 12 Abs. 5 
SchMG, Schülersprecher). 

Die Schüler der Klasse, des Kurses und der Jahr-
gangsstufe wirken in ihrem Bereich an der Bildungs- 
und Erziehungsarbeit mit. Dazu gehört auch, dass 
die Schüler ihre Anregungen, Vorschläge und Wün-
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Der Schülerrat wählt an Schulen bis zu 500 Schülern  
einen Verbindungslehrer. Er kann an Schulen bis zu 
1000 Schülern zwei Verbindungslehrer, an Schulen 
mit mehr als 1000 Schülern drei Verbindungslehrer 
wählen. Die Verbindungslehrer müssen hauptamt-
lich oder hauptberuflich an der Schule tätig sein. 

Der Verbindungslehrer wird für die Dauer eines 
Schuljahres gewählt. Die Wiederwahl ist zulässig. 
Eine Abwahl des Verbindungslehrers während des 
Schuljahres ist mit Zweidrittelmehrheit der stimm
berechtigten Mitglieder des Schülerrats zulässig.

5.  SV-Stunde

Den Schülern ab Klasse 5 der Vollzeitschulen ist 
im Monat eine Stunde während der allgemeinen 
Unterrichtszeit der Klasse für Angelegenheiten der 
Schülervertretung (SV-Stunde) zu gewähren. 

Die SV-Stunde dient der Beratung und Vorbereitung  
der unter Nr. 2 genannten Aufgaben in der ein-
zelnen Klasse. An der SV-Stunde müssen alle 
Schüler teilnehmen. In den Klassen 5–7 ist der  
Klassenlehrer zur Teilnahme an der SV-Stunde ver-
pflichtet. Auf Einladung soll er nach Möglichkeit  
an der SV-Stunde der übrigen Klassen teilnehmen.

6.  Veranstaltungen der SV

Zusammenkünfte von Organen der SV auf dem 
Schulgelände sowie die SV-Stunde sind Schulver
anstaltungen.

Sonstige Veranstaltungen der SV auf dem Schulge- 
lände oder außerhalb des Schulgeländes sind Schul-
veranstaltungen, wenn der Schulleiter vorher zuge-
stimmt hat. Auch gemeinsame Veranstaltungen von 
Schülervertretungen mehrerer Schulen sind Schul
veranstaltungen, wenn die Schulleiter der beteili-
gten Schulen vorher zugestimmt haben. An diesen 
Veranstaltungen können auf Beschluss des Schüler-
rats im Einvernehmen mit dem Schulleiter auch der 
Schule nicht angehörende Personen teilnehmen.

Der Schulleiter kann die erforderliche Zustimmung 
nur versagen, wenn die Veranstaltung mit einer 
besonderen Gefahr für Leib und Leben der Schüler 
verbunden ist oder wenn sie geeignet ist, den Bil-
dungs- und Erziehungsauftrag der Schule zu gefähr-
den. Vor der Versagung seiner Zustimmung hört der 
Schulleiter den Schülersprecher und seine Vertreter 

Der Schülerrat informiert den Schulleiter rechtzeitig 
vor jeder Sitzung über Tagesordnung, Zeit und Ort 
der Sitzung. Er teilt dem Schulleiter die Beschlüsse 
des Schülerrats schriftlich mit. 

Der Schülersprecher ist Vorsitzender des Schülerrats 
und Sprecher der SV. Er beruft den Schülerrat ein, 
leitet die Sitzungen und führt die Beschlüsse des 
Schülerrats aus. Er ist dem Schülerrat gegenüber 
verantwortlich. 

Der Schülersprecher und seine Stellvertreter wer-
den vom Schülerrat aus seiner Mitte gewählt. Auf 
Antrag von 20 v. H. der Gesamtzahl der Schüler 
können der Schülersprecher und seine Stellvertreter 
von den Schülern ab Klasse 5 gewählt werden. In 
diesem Fall können sie sowohl aus der Mitte des 
Schülerrats als auch aus der gesamten Schülerschaft 
ab Klasse 5 gewählt werden. Den Kandidaten ist 
Gelegenheit zur Vorstellung zu geben. 

Die Schülerversammlung besteht aus den Schü-
lern einer Schule ab Klasse 5. Sie kann zweimal im 
Schuljahr während der allgemeinen Unterrichtszeit 
zusammentreten. 

Schülerversammlungen können auch als Teilver-
sammlungen durchgeführt werden, wenn aus orga-
nisatorischen Gründen eine Schülerversammlung 
der gesamten Schule nicht durchgeführt werden 
kann oder wenn die zu beratenden Angelegenheiten 
nur bestimmte Klassen oder Jahrgangsstufen betref-
fen. Im letzteren Fall trifft die Entscheidung hierüber 
der Schülerrat. 

Die Schülerversammlung hat das Recht, sich vom 
Schulleiter oder einem von ihm beauftragten Lehrer 
über wichtige schulische Angelegenheiten unterrich-
ten zu lassen und darüber zu beraten. 

Der Schulleiter und die Lehrer haben das Recht, an 
der Schülerversammlung teilzunehmen; die Schüler-
versammlung kann im Einzelfall das Teilnahmerecht 
auf den Schulleiter und die Verbindungslehrer be
schränken. Ihnen ist auf Antrag das Wort zu erteilen.

4.  Verbindungslehrer

Der Verbindungslehrer unterstützt die Schülervertre-
tung bei der Planung und Durchführung ihrer Auf
gaben. Er kann an den Schülerversammlungen und 
auf Einladung des Schülerrats an dessen Sitzungen 
mit beratender Stimme teilnehmen. 

Schülervertretung (SV-Erlass)
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Die Verwaltung und Führung der Kasse der SV ob
liegt dem Kassenwart, der vom Schülerrat zu be
nennen ist. Die Erziehungberechtigten eines min
derjährigen Schülers müssen der Benennung zu
stimmen. Die Grundsätze einer ordnungsgemäßen 
Kassenführung (Führung eines Kassenbuches, 
keine Einnahmen oder Ausgaben ohne Belege, 
regelmäßige Rechnungslegung) müssen beachtet 
werden. Der Verbindungslehrer soll die SV bei der  
Kassenführung unterstützen.

Die Kassenführung wird jährlich von zwei durch  
den Schülerrat zu benennende Kassenprüfer geprüft. 
Die Kassenprüfer erstatten dem Schülerrat Bericht.

9.  Zusammenschlüsse von  
Schülervertretungen

Schülervertretungen können sich auf örtlicher und 
überörtlicher Ebene zusammenschließen.

sowie den Verbindungslehrer. Stimmt der Schulleiter 
nicht zu, so kann der Schülerrat die Entscheidung 
der Schulaufsichtsbehörde herbeiführen.

Werden Schüler mit der Führung der Aufsicht betraut 
oder zur Mithilfe bei der Aufsichtsführung heran
gezogen, ist ihren Anordnungen von den anderen 
Schülern Folge zu leisten.

Der Schulleiter stellt der SV die für ihre Tätigkeit 
erforderlichen Räume zur Verfügung.

8.  Finanzierung

Die Kosten der SV an der einzelnen Schule werden 
durch freiwillige Beiträge der Schüler, durch Spen-
den und durch freiwillige Zuwendungen des Schul-
trägers gedeckt.

Spenden dürfen von der SV nicht entgegengenom-
men werden, wenn deren Zweckbestimmung dem 
Auftrag der Schule widerspricht. In Zweifelsfällen 
entscheidet der Schulleiter nach Beteiligung der 
Schulkonferenz.

Schülervertretung (SV-Erlass)



34GESETZE · ERLASSE · VERORDNUNGEN 2024/2025 www.aufgabenbuch.de

Stundentafeln für die Sekundarstufe I – Realschule

	                              Klasse	 5 und 6 	 7 bis 10	 Wochenstunden		
						      
	Lernbereich/Fach			 

	Deutsch	 8	 16	 24

	Gesellschaftslehre 1)	 6	 15	 21 
		 Geschichte 
		 Erdkunde 
		 Politik

	Mathematik	 8	 16	 24

	Naturwissenschaften 1)	 6	 16	 22 
		 Biologie 
		 Chemie	  
		 Physik

	Englisch	 8	 14	 22

	zweite Fremdsprache	 3	 –	 3

	Kunst, Musik,	 8	 8	 16 
	Textilgestaltung 1) 
		  Kunst 
		 Musik	  
		  Textilgestaltung

	Religionslehre 2)	 4	 8	 12

	Sport	 6-8	 10-12	 18

	Wahlpflichtunterricht 3)	 –	 12	 12

	Kernstunden	 57-59	 115-117	 174

	Ergänzungsstunden 4)			   14

	Wochenstundenrahmen	 Klasse 5    28-31	 Klasse 7    30-33 
			  Klasse 6    29-32	 Klasse 8    30-33 
				   Klasse 9    31-34 
				   Klasse 10   31-34

	Gesamtwochenstunden			   188

	� Zusätzlich:  
Bis zu 5 Wochenstunden Muttersprachlicher Unterricht

	� 1) � Das Fach Geschichte wird ab Klasse 6 erteilt, das Fach Chemie in der Regel ab Klasse 7. Innerhalb der Lernbereiche	   
sind die nach dieser Stundentafel zu erteilenden Fächer gleichgewichtig zu berücksichtigen.	

	 2)  Für den Unterricht in Praktischer Philosophie gilt § 3 Abs. 5.	  
	 3)  Der Wahlpflichtunterricht beginnt in Klasse 7. Dafür gilt § 15 Abs. 3.	  
	 4)  Für die Ergänzungsstunden gilt § 15 Abs. 4.
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2.  Durchführung

2.1  Die Lernstandserhebung werden

– � in den Grundschulen in Klasse 3 in den Fächern 
Deutsch und Mathematik,

– �� in den Hauptschulen, Realschulen, Gymnasien 
und Gesamtschulen in Klasse 8 in den Fächern 
Deutsch, Englisch oder Französisch ab Klasse 5 
und Mathematik durchgeführt.

2.3  Die Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet, 
an den zentralen Lernstandserhebungen teilzunehmen.

2.4  Das Ministerium für Schule und Weiterbildung 
legt die Termine der Lernstandserhebungen fest.

1.  Grundsätze und Ziele

1.1  Zentrale Lernstandserhebungen (Vergleichsar-
beiten) dienen der Qualitätsentwicklung und Qua-
litätssicherung der schulischen Arbeit. Sie überprü- 
fen die langfristig erworbenen Kompetenzen der 
Schülerinnen und Schüler. Die Aufgaben der Lern-
standserhebungen orientieren sich an den in den 
Bildungsstandards.

1.2  Die Lernstandserhebungen sollen Lehrkräfte da
bei unterstützen, die Leistungen ihrer Schülerinnen 
und Schüler an Standards zu messen und eine  
schulübergreifende Standortbestimmung der er
reichten Leistungen vorzunehmen. Die Ergebnisse 
geben Hinweis auf den Förderbedarf von Lerngrup-
pen und der in ihnen unterrichteten Schülerinnen 
und Schüler. Sie sind damit eine Grundlage für die 
Weiterentwicklung des Unterrichts. 

Zahl und Dauer der schriftlichen Klassenarbeiten  
für die Realschule

Auszug aus der Ausbildungs- und Prüfungsordnung (Stand 16. März 2016)

	 Deutsch	 Englisch	 Mathematik	 Wahlpflichtunterricht

			   Dauer		  Dauer		  Dauer		  Dauer 
	 Klasse	 Anzahl	 (nach Un-	 Anzahl	 (nach Un-	 Anzahl	 (nach Un-	 Anzahl	 (nach Un-	  
			   terrichts-		  terrichts-		  terrichts-		  terrichts- 
			   stunden)		  stunden)		  stunden)		  stunden)

	   5	 6	 1	 6	 bis zu 1	 6	 bis zu 1	 –	

	   6	 6	 1	 6	 bis zu 1	 6	 bis zu 1	   6*	 bis zu 1

	   7	 5 – 6	 1 – 2	 5 – 6	 1	 5 – 6	 1	 5 – 6	 bis zu 1

	   8	 4 – 5	 1 – 2	 4 – 5	 1 – 2	 4 – 5	 1 – 2	 4 – 5	 1

	   9	 4 – 5	 2 – 3	 4 – 5	 1 – 2	 4 – 5	 1 – 2	 4 – 5	 1 – 2

	 10	 4 – 5	 2 – 3	 4 – 5	 1 – 2	 4 – 5	 2	 4 – 5	 1 –2

* zweite Fremdsprache

Zentrale Lernstandserhebungen (Vergleichsarbeiten)
Auszug aus dem Erlass vom 20. Dezember 2006 mit Änderungen vom 25. Februar 2012
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Ferienkalender
NORDRHEIN-WESTFALEN 2024/25

Den Schulen in 
Nordrhein- 
Westfalen stehen 
4 bewegliche 
Ferientage 
zur Verfügung
(soweit bekannt)

Angaben ohne Gewähr! Stand: Mai 2024

36

Herbst 2024
14. Oktober bis 
26. Oktober 2024

Weihnachten 2024/25
23. Dezember 2024 bis 
06. Januar 2025

Sommer 2025
14. Juli bis  
26. August 2025

Ostern/Frühjahr 2025
14. April bis 26. April 2025

Pfingsten 2025
10. Juni 2025


